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Präambel 
 
Deutschlands Wirtschaftspolitik braucht einen grundlegenden Politikwechsel. Wenn wir den Trend der 
wirtschaftlichen Hiobsbotschaften durchbrechen und umkehren wollen, dann müssen wir uns eingeste-
hen: Die Entwicklungen sind nicht Ausdruck eines zyklischen Problems oder konjunktureller Sonderfakto-
ren, sondern die erwartbaren Folgen des Verfalls der Rahmenbedingungen, der durch selbstverschuldetes 
und ganz bewusstes Regierungshandeln verursacht wurde. Wir haben fahrlässig mit den Prinzipien der 
Sozialen Marktwirtschaft gebrochen.  Nun benötigen wir dringend einen wirtschaftspolitischen Befrei-
ungsschlag. 
 
Deutschland braucht…  

• einen neuen Energiemix ohne Illusion und Ideologie, der den Anforderungen ei-
nes Industrielandes gerecht wird. 

• eine Abkehr von der Anspruchsgesellschaft und die Rückkehr zur Leistungs- und 
Chancengesellschaft. Erhards Konzept einer leistungsbasierten Einkommensver-
teilung wird durch das Bürgergeld pervertiert.  

• die klare Ausrichtung der Haushaltsstruktur auf Wettbewerbsfähigkeit und 
Wachstumsimpulse sowie die konsequente Einhaltung der Schuldenbremse. 

• die entschlossene Abmilderung der leistungsfeindlichen Steuer- und Abgabenlast. 
• einen kompromisslosen Bürokratieabbau. Die Regulierungswut ist nichts anderes 

als in Paragrafen gegossenes Misstrauen gegen die Eigenverantwortung der Bür-
ger und Unternehmen.  

• eine Europäischen Union, die auf Subsidiarität, Wettbewerbsfähigkeit und einen 
starken Binnenmarkt setzt, nicht auf Technologieverbote, Bürokratie und Dirigis-
mus. 

• mehr Realitätssinn in der Migrationspolitik. Es gilt den Kontrollverlust zu stoppen, 
Fehlanreize abzuschaffen und eine Leitkultur zu stärken.  

• eine ambitionierte Digitalisierungspolitik, die Kompetenzen bündelt, den Ausbau 
digitaler Infrastruktur beschleunigt, die Cyber-Resilienz stärkt und offene Daten-
märkte schafft. 

• die Sicherung der Verteidigungsfähigkeit mit Technologien und Innovationen 
„Made in Germany“. 

 
Der notwendige Kurswechsel muss jedoch über die Summe von Einzelmaßnahmen hinausgehen.  Es 
braucht vielmehr einen neuen Geist, der Lust auf Zukunft macht und Leistung und Anstrengung wieder 
belohnt. Vor diesem Hintergrund hat der Wirtschaftsrat die Wahlprogramme der Parteien, die eine rea-
listische Chance auf eine Regierungsbeteiligung haben, analysiert. Es wird deutlich, dass die kommende 
Wahl zur Richtungswahl wird. Gerade jetzt braucht es eine starke Stimme der Sozialen Marktwirtschaft. 
 
 
Berlin, im Februar 2025 

 
  

Wirtschaftsrat der CDU e.V. 
Luisenstr. 44, 10117 Berlin 
Telefon: 0 30 / 240 87 - 0 
E-Mail: info@wirtschaftsrat.de 
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Arbeitsmarkt und Alterssicherung 
 
Der Beschäftigungsaufbau der vergangenen knapp 20 Jahre ist nun an ein Ende gelangt. Neben wirt-
schaftlicher Wachstumsschwäche und falschen Anreizen der „Bürgergeld“-Reform macht sich hierbei 
der demographische Wandel bemerkbar. Die Bevölkerungsalterung wird das Erwerbspersonenpotenzial 
als Basis auch für die Finanzierung der umlagefinanzierten sozialen Sicherungssysteme zukünftig immer 
rascher schrumpfen lassen. Umso entschlossener setzt sich der Wirtschaftsrat für eine Entlastung der 
gesetzlichen Rentenversicherung wie auch für die Integration möglichst vieler Menschen in Beschäfti-
gung durch flexible Lohnstrukturen und stärkere Arbeitsanreize ein. 
 
Von besonderer Bedeutung sind dabei drei zentrale Punkte: 
 
 
1. Tarifautonomie erhalten, politische Festsetzung des Mindestlohns verhindern: Bereits die von 
der Ampelkoalition durchgesetzte Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro je Stunde zum 
1. Oktober 2022 als Basis für weitere Erhöhungen war für viele kleine und mittelgroße Unternehmen, 
die von Energiepreisexplosion und Konjunkturabschwung schwer getroffen wurden, ein drastischer 
Lohnkostenschock. In der jetzigen Wirtschaftskrise wie linke Parteien auch noch eine weitere massive 
Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns zu verlangen, zeugt von absolutem ökonomischen Unver-
ständnis. Umso dringender sind die Parteien gefordert, sich klar zur Tarifautonomie zu bekennen und 
von politischen Einmischungen bei der Lohnuntergrenze zu distanzieren. 
 

    

„Wir stehen zu […] einer 
starken, unabhängigen 
Mindestlohnkommission. 
Lohnfindung muss Sache 
der Sozialpartner sein – im 
Sinne von Fairness und 
wirtschaftlicher Vernunft.“ 

„15 Euro Mindestlohn.“ „Faire Löhne verlan-
gen nach einem fairen 
Mindestlohn, damit 
Leistung auch aner-
kannt wird. Um die In-
flation der vergange-
nen Jahre auszuglei-
chen, braucht es jetzt 
einen Mindestlohn 
von zunächst 15 Euro 
im Jahr 2025, der 
auch für unter 18-Jäh-
rige gilt.“ 

„Löhne und Gehälter 
werden in der sozialen 
Marktwirtschaft zwi-
schen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern ausge-
handelt. Wir respektieren 
die Tarifautonomie und 
lehnen politische Ein-
griffe in die Arbeit der 
unabhängigen Mindest-
lohnkommission ab.“ 

 
 
2. Arbeitsanreize stärken, Bürgergeld überwinden: Das generöse „Bürgergeld“ der Ampelregie-
rung ermutigt viele Menschen, sich im Transferbezug auf Kosten der fleißigen Steuerzahler einzurichten. 
Zu massiv war die Anhebung der „Stütze“ um 24 Prozent innerhalb eines guten Jahres, zu lasch sind die 
Mitwirkungspflichten der Transferempfänger, und zu verheerend ist die Signalwirkung des heimtücki-
schen Begriffs „Bürgergeld“, der einen allgemeinen Anspruch auf „Staatsknete“ suggeriert, letztlich das 
Geld der fleißigen Bürger, die mit ihrer Arbeit das System weiter am Laufen halten, obwohl die Steuern- 
und Abgabenlast immer drückender wird. Stattdessen forderte der Wirtschaftsrat schon immer die sys-
tematische Überprüfung der Arbeitsbereitschaft von Transferempfängern: Wer arbeiten kann und eine 
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angebotene gemeinnützige Tätigkeit ablehnt, dem gehören die Transfersätze drastisch gekürzt. Darüber 
hinaus ist das Bürgergeld ganz grundsätzlich zu beschränken. Die maßlose Anhebung der „Stütze“ um 
gut 24 Prozent binnen eines Jahres gehört zurückgenommen! 

 
 

 
 

3. Überlast der Jungen verhindern, Rentenniveau planmäßig absinken lassen: Durch eine langfris-
tige Fixierung des Rentenniveaus bei mindestens 48 Prozent würden der jungen Generation einseitig die 
Lasten des demographischen Wandels aufgebürdet und die Sozialausgaben weiter in die Höhe getrie-
ben. Gerade angesichts der wirtschaftlichen Krise darf es keine weitere Belastung der Beitragszahler 
durch weitere Rentengeschenke geben. Eine langfristige Fixierung des Rentenniveaus bei mindestens 48 
Prozent bedeutet: Die Renten steigen künftig mit den Löhnen ungebremst weiter, während die Arbeit-
nehmer und Betriebe dafür mit immer höheren Rentenbeiträgen aufkommen müssen.  
 

    

„Beitragsstabilität sichern – 
im Sinne der Generationen-
gerechtigkeit. Wir spielen 
Jung und Alt nicht gegenei-
nander aus.“ 

„Wir sorgen dafür, dass das Niveau der 
gesetzlichen Rentenversicherung dau-
erhaft bei mindestens 48 Prozent gesi-
chert wird.“ 

„(….) daher werden wir 
das gesetzliche Renten-
niveau bei mindestens 
48 Prozent halten.“ 

„Die jungen Generatio-
nen müssen von über-
bordenden Sozialabga-
ben entlastet werden, 
um Vorsorge und Eigen-
verantwortung zu stär-
ken.“ 

 
Fazit: In der Arbeitsmarkt-, Sozial- und Alterssicherungspolitik liegen Union und FDP auf einer Linie mit 
dem Wirtschaftsrat, während SPD und Grüne jeweils die Gegenpositionen vertreten: Wie auch der Wirt-
schaftsrat wollen Union und FDP für stärkere Arbeitsanreize das Bürgergeld überwinden, SPD und Grüne 

    

    

„Wir schaffen das soge-
nannte ‚Bürgergeld‘ ab und 
ersetzen es durch eine 
Neue Grundsicherung. För-
dern und Fordern muss im-
mer gelten.“ 
 
„Das sogenannte ‚Bürger-
geld‘ senkt die Anreize, 
eine Arbeit aufzunehmen. 
Es fördert nur und fordert 
nicht mehr, es schadet 
mehr, als es nützt, und 
spaltet unser Land. Wir ste-
hen für eine Neue Grundsi-
cherung, die das Prinzip 
‚Fördern und Fordern‘ wie-
der einführt.“ 

„Wir wissen, dass die meisten Men-
schen im Bürgergeldbezug, die arbeiten 
können, auch arbeiten wollen. Das Bür-
gergeld ist eine steuerfinanzierte 
Grundsicherung und kein bedingungslo-
ses Grundeinkommen. Deswegen wird 
zu Recht Mitwirkung eingefordert.“ 

„Deswegen haben wir 
Hartz IV überwunden 
und es durch das Bür-
gergeld ersetzt. Es 
schützt vor Armut und 
ermöglicht die Teilhabe 
an unserer Gesellschaft. 
Statt arbeitslose und ar-
beitende Menschen ge-
geneinander auszuspie-
len, unterstützen wir 
und sorgen gleichzeitig 
für gute Arbeit.“ 

„Wir Freie Demokraten 
wollen eine Reform der 
Grundsicherung, weg 
von einem alimentie-
renden Bürgergeld hin 
zu mehr Aktivierung, 
wobei Arbeit den Unter-
schied macht. Unser 
oberstes Ziel lautet: Ar-
beit statt Bürgergeld.“ 
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wollen dies nicht (wobei die SPD immerhin klarstellt, dass die Mitwirkung der Transferempfänger erwar-
tet wird). Union und FDP sind gegen staatliche Lohnfestsetzungen, SPD und Grüne dagegen wollen den 
gesetzlichen Mindestlohn politisch verordnet auf 15 Euro anheben. Union und FDP wollen die Beitrags-
zahler vor übermäßigen Belastungen schützen, SPD und Grüne dagegen durch eine Fixierung des Ren-
tenniveaus die Renten ungebremst mit den Löhnen ansteigen lassen. 
 
 

Steuern und Staatsfinanzen 
 
Deutschland ist für Arbeitnehmer und Unternehmen ein Hochsteuerland und fällt im internationalen 
Steuerwettbewerb immer weiter zurück. Damit wird die Bundesrepublik zunehmend unattraktiv für die 
mobilen Produktionsfaktoren Kapital und qualifizierte Arbeit, zum Schaden unserer wirtschaftlichen Ent-
wicklung. 
Daneben leidet die deutsche Wirtschaft besonders im Steuerecht unter zunehmender und unnötiger Bü-
rokratie. Gesetze und Verwaltungsanweisungen, die von Misstrauen gegenüber der unternehmerischen 
Wirtschaft geprägt sind, und immer neue Anzeige-, Berichts- und Dokumentationspflichten führen dazu, 
dass Investitionen und Innovationen ausbleiben und Deutschland weiter zurückfällt.  
 
Für den Wirtschaftsrat stehen drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 
1. Einhaltung der Schuldenbremse: Die verfassungsrechtlich verankerte Schuldenbremse muss strikt 

eingehalten werden, um die Staatsverschuldung nachhaltig zu begrenzen und zukünftige Generationen 

nicht zusätzlich zu belasten. Dazu gehört, Schattenhaushalte zu vermeiden und die Nutzung sogenannter 

Sondervermögen auf ein Minimum zu reduzieren. Auf europäischer Ebene ist darauf hinzuwirken, dass 

der Stabilitäts- und Wachstumspakt konsequent eingehalten wird. Eine Vergemeinschaftung von Schulden 

muss dabei entschieden abgelehnt werden. 

 

    

„An der grundgesetzlichen 
Schuldenbremse festhalten. 
Sie stellt sicher, dass Lasten 
nicht unseren Kindern und 
Enkeln aufgebürdet werden. 
Sie verpflichtet die Politik, 
mit den Einnahmen auszu-
kommen, die für die Erfül-
lung der staatlichen Aufga-
ben zur Verfügung stehen, 
und sichert so die dauerhafte 
Tragfähigkeit des Bundes-
haushalts. Auch in Krisenzei-
ten hat sie ihre Funktionsfä-
higkeit und Flexibilität be-
wiesen.“ 
 
„Dabei müssen die Maas-
tricht-Kriterien, insbesondere 
die Schuldenstandsquote 
von 60 Prozent und das jähr-
liche Defizit-Kriterium von 

„Die aktuelle Schuldenregel 
ist nicht auf die Herausforde-
rungen unserer Zeit und der 
Zukunft ausgelegt. Deshalb 
wollen wir die Schuldenregel 
im Grundgesetz so reformie-
ren, dass Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes und in den Wohl-
stand nicht behindert wer-
den. Nur so wird das gute Le-
ben auch kommender Gene-
rationen möglich. Nur so 
werden die nötigen Spiel-
räume für die verabredeten 
Ausgaben für Sicherheit und 
Verteidigung verlässlich gesi-
chert. 
 
„Um in Krisenfällen mehr Si-
cherheit und langfristigere 
Planung zu ermöglichen, 

„Die Schuldenbremse in ihrer 
aktuellen Form verhindert 
Investitionen und andere 
Maßnahmen, die unsere 
stagnierende Volkswirtschaft 
wieder ankurbeln. Um die 
notwendigen 
Investitionen in Infrastruk-
tur, in die Dekarbonisierung 
unseres Landes und in eine 
starke, zukunftsfähige 
Wirtschaft zu finanzieren, 
wollen wir die Schulden-
bremse reformieren.“ 
 

„.Freiheit für künftige Gene-
rationen bedeutet auch, 
ihnen keine Schuldenberge 
zu hinterlassen. Daher ist für 
uns Freie Demokraten die 
Einhaltung der im Grundge-
setz verankerten Schulden-
bremse zentrales Gebot der 
Generationengerechtigkeit. “ 
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drei Prozent des Bruttoin-
landsproduktes, weiterhin 
verbindlich bleiben. Ver-
stöße müssen mit einem au-
tomatisierten Defizitverfah-
ren sanktioniert werden.“ 

streben wir eine Reform der 
Notlagenregelungen an, so 
dass unser Staat jederzeit 
und jahresübergreifend 
handlungsfähig ist.“ 

 
 

2. Unternehmenssteuerlast deckeln - Solidaritätszuschlag komplett abschaffen! Deutsch-

land muss Steuerpolitik wieder als zentralen Standortfaktor im internationalen Wettbewerb begreifen. 

Um die Attraktivität des Standorts zu steigern, sollte die Belastung von Unternehmen auf maximal 25 % 

begrenzt werden. Darüber hinaus ist der Solidaritätszuschlag vollständig abzuschaffen. 
 

    

„Unser Ziel ist eine attrak-
tive Unterneh-mensbesteue-
rung von maximal 25 Pro-
zent auf einbehaltene Ge-
winne, die wir schritt-weise 
umsetzen wollen. Dazu sen-
ken wir insbesondere die Ta-
rifbelastung und verbessern 
wesentlich das Optionsmo-
dell und die Thesaurierungs-
begünstigung. Bei den be-
stehenden Steuersystemen 
für Kapitalgesellschaften 
und Personengesellschaften 
schaffen wir mehr Wahl-
rechte, Einheitlichkeit und 
Durchlässigkeit.“ 

„Wir schaffen den restlichen 
Solidaritätszuschlag ab. Er 
hat seine Aufgabe längst er-
füllt, ist fast 35 Jahre nach 
der Wiedervereinigung nicht 
mehr zu recht-fertigen und 
belastet Unternehmen, 
Fachkräfte und Sparer.“ 

{Keine tiefergehenden Aus-
sagen zur Unternehmsbe-
steuerung}  

„Die Erbschafts- und 
Schenkungsteuer in ihrer 
heutigen Form ist nicht ge-
recht, denn die übermäßige 
Privilegierung großer 
Unternehmensvermögen 
führt dazu, dass bei der 
Übertragung solcher Multi-
millionen- oder 
Milliardenvermögen oftmals 
nur sehr wenig oder gar 
keine Steuern gezahlt wer-
den. Diese Ungerechtigkeit 
wollen wir abschaffen. In-
nerhalb des bestehenden 
progressiven Steuertarifs 
führen wir eine effektive 
Mindestbesteuerung für 
große Betriebsvermögen 
ein, die auch für vermögens-
haltende Familienstiftungen 
gilt.“ 
„Dazu gehört eine Mittei-
lungspflicht über innerstaat-
liche 
Steuergestaltungen. Außer-
dem setzen wir uns für eine 
einheitliche Basis-Körper-
schaftsteuer von 15 
Prozent auf einer einheitli-
chen Bemessungsgrundlage 
in Europa ein.“ 

 {Keine tiefergehenden Aus-
sagen.zur Unternhemensbe-
steuerung}  

„Deswegen fokussieren wir 
uns auf folgende Maßnah-
men: das effektive Angehen 
der Ausnahmen bei der Erb-
schaftssteuer für außeror-
dentlich große Erbschaften, 
den aktiven 
Einsatz für die Einführung 
der globalen Milliardärs-
steuer 
sowie das Schließen weite-
rer offenkundiger 
Gerechtigkeitslücken im 
Steuersystem, vor allem bei 
der Immobilienbesteuerung 
wie Share Deals und beim 
Auseinanderklaffen der Be-
steuerung von 
Arbeits- und Kapitaleinkünf-
ten.“ 

„Die Unternehmen in 
Deutschland brauchen mehr 
Freiheit, weniger staatliche 
Einmischung und eine gerin-
gere Steuerlast. Wir brau-
chen international wettbe-
werbsfähige Unternehmens-
steuern. Nur so kann uns 
eine echte Wirtschafts-
wende gelingen. Dazu wol-
len wir das deutsche Steuer-
recht entbürokratisieren, die 
Gewerbesteuer durch eine 
international systemtaugli-
che Alternative ersetzen und 
Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen, aus Vermietung und 
Verpachtung einfacher be-
steuern. Wir fordern die Ab-
senkung der Unternehmens-
steuerbelastung auf unter 
25 Prozent. Dazu schaffen 
wir den Solidaritätszuschlag 
vollständig ab und senken 
die Körperschaftsteuer.“  

 

 

3. Entlastung der Arbeitnehmer durch abschmelzen des Mittelstandsbauches. Die Steuer-

last der Arbeitnehmer muss durch gezielte Maßnahmen reduziert werden. Dazu gehört eine Erhöhung 
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des Grundfreibetrags sowie eine sinnvolle Anpassung der Progressionszonen, um den sogenannten Mit-

telstandsbauch abzubauen. 

 

    

„Dazu flachen wir den Ein-
kommensteuertarif schritt-
weise spürbar ab und erhö-
hen den Grundfreibetrag. 
Die Einkommensgrenze für 
den Spitzensteuersatz erhö-
hen wir deutlich.“ 
 
.“ 

„Wir wollen 
die große Mehrheit der Ein-
kommensteuerpflichtigen 
entlasten (etwa 95 Prozent) 
und dafür unter anderem 
Spitzeneinkommen und -ver-
mögen stärker an der Finan-
zierung des Gemeinwohls 
und der Modernisierung 
unseres Landes beteiligen. 
Aufgrund von Steuerbüro-
kratie geben viele Einkom-
mensteuerpflichtige aktuell 
keine Steuererklärung ab 
und verzichten somit auch 
auf mögliche Erstattungen. 
Wir wollen 
Steuerbürokratie abbauen: 
Die vorausgefüllte Einkom-
mensteuererklärung soll zum 
Standard werden. 
Sobald diese vorliegt, wer-
den die Steuerpflichtigen 
durch die Finanzbehörden 
aktiv darüber informiert. 
Mögliche Erstattungen sol-
len automatisch erfolge“ 
 
{Keine Aussage wie dies Um-
zusetzen ist} 

„Um die Erwerbstätigen bü-
rokratisch und finanziell 

zu entlasten, werden wir die 
Arbeitnehmerpauschbeträge 
in der Einkommensteuerer-
klärung anheben. 
Wir wollen eine Anhebung 
auf 1.500 [Ank. 18.000 im 
Jahr] Euro.“ 

„Wir müssen Arbeit deshalb 
wieder attraktiver machen. 
Dazu wollen wir stufenweise 
einen linear-progressiven 
Chancentarif in der Einkom-
mensteuer einführen, der 
den Mittelstandsbauch voll-
ständig beseitigt. Den 
Grundfreibetrag wollen wir 
im Zuge der Bürgergeldre-
form schrittweise um min-
destens 1.000 Euro anheben. 
Damit stärken wir das Lohn-
abstandsgebot, also dass es 
Menschen mit Erwerbsarbeit 
deutlich besser gehen muss 
als mit Transfereinkommen, 
und stellen sicher, dass sich 
Arbeit lohnt.“ 

„Konkret fordern wir, dass 
sich der Spitzensteuersatz 
künftig an der aktuellen Bei-
tragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung orien-
tiert. Damit greift der Spit-
zensteuersatz nicht mehr 
schon ab einem Jahresein-
kommen von gut 68.000 
Euro, sondern erst ab 96.600 
Euro.“ 
 
„Damit der Staat nicht zum 
Profiteur von Inflation und 
der Steuerzahler nicht Opfer 
der Kalten Progression wird, 
wollen wir die Freibeträge 
und Eckwerte der Einkom-
mensteuer automatisch an 
die allgemeine Preisentwick-
lung anpassen (Tarif auf Rä-
dern)“ 

 

Fazit: 
Die steuer- und haushaltspolitischen Forderungen der Partei bergen wenig Überraschendes. Die Bedeu-
tung der Schuldenbremse und die Notwendigkeit einer raschen Unternehmenssteuerreform mit spürba-
ren Entlastungen sind bei der Partei links der politischen Mitte nach wie vor nicht angekommen. Statt-
dessen fordern sie weiterhin sogar mehr Bürokratie, wie beispielsweise die Anzeigepflicht für nationale 
Steuergestaltungen. 
Positiv erscheint hingegen die Entlastung von Arbeitnehmern und damit auch von Personengesellschaf-
ten durch die Einführung eines Grundfreibetrags von 18.000 Euro bei der Einkommensteuer. 
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Die Forderungen von Union und FDP stehen hingegen sowohl in fiskalischer als auch in steuerpolitischer 
Hinsicht im Einklang mit denen des Wirtschaftsrates.  
 
 
 

Gesundheit 
 
Die Gesundheitswirtschaft gewährleistet nicht nur eine hochwertige medizinische Versorgung für die Men-
schen in unserem Land, sondern steht auch für 11,5 Prozent der deutschen Wertschöpfung. Gleichzeitig 
kämpft unser Gesundheitswesen mit enormen Herausforderungen: einer steigenden Nachfrage nach Ver-
sorgungsleistungen, einem Mangel an Arbeitskräften und der Überlastung der Beschäftigten. Hinzu kom-
men Probleme wie veraltete Technologie, überbordende Bürokratie, mangelnde Digitalisierung und Un-
terfinanzierung. Begriffe wie Krankenhaus-, Praxis- oder Apothekensterben sind mittlerweile leider ge-
bräuchlich geworden. Der Wegfall von Krankenhausstrukturen, die Insolvenzen und Schließungen im Apo-
thekenbereich sowie die vielerorts fehlenden ambulanten Praxen gefährden die Versorgungssicherheit der 
Bevölkerung. Gleichzeitig mangelt es den Unternehmen der industriellen Gesundheitswirtschaft an inno-
vationsförderlichen Rahmenbedingungen.  
 
Für den Wirtschaftsrat stehen drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 

1. Ambulante ärztliche Versorgung flächendeckend gewährleisten:  
 

Zur Erreichung dieses Ziels fordert der Wirtschaftsrat, die Rahmenbedingungen für die Niederlassung von 
Haus- und Fachärzten für eine bedarfsgerechte Versorgung zu verbessern, durch Digitalisierung und Ent-
bürokratisierung wieder mehr Zeit für originär ärztliche Tätigkeiten zu schaffen und den rechtlichen als 
auch vergütungsrechtlichen Rahmen für die Implementierung von Teampraxisstrukturen zu schaffen 
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„Hochwertige Versorgung 
in der Stadt und auf dem 
Land.“  
 
„Wir stehen […] zu unse-
rem Bekenntnis zum 
Grundsatz der Freiberuf-
lichkeit“ 
 
„Wir entwickeln die Haus- 
und Kinderarztpraxen in-
novativ weiter.“  
 
„Die stationäre Versor-
gung […] denken wir zu-
sammen mit der ambulan-
ten haus- und fachärztli-
chen Versorgung sowie 
den Leistungen der ande-
ren Gesundheitsberufe, 
die mehr Verantwortung 
für die Versorgung über-
nehmen sollen.“ 
 
„Gleichzeitig müssen wir 
alle Berufsgruppen von 
Bürokratie entlasten.“  
 
„Die Digitalisierung in den 
Arztpraxen und der ambu-
lanten Versorgung wollen 
wir gezielt unterstützen.“  
 
„Die Potenziale der elekt-
ronischen Patientenakte, 
von digitalen Gesundheits-
anwendungen oder des 
Einsatzes von KI werden 
wir im Einklang mit dem 
Datenschutz weiter aus-
schöpfen.“ 
 

„Wir sind für mehr Regio-
nalisierung, bedarfsge-
rechte Steuerung“ 
 
 
„Wir haben […] Maßnah-
men für eine bessere am-
bulante Versorgung – wie 
beispielsweise die Ent-
budgetierung der Hausärz-
tinnen und Hausärzte, die 
Erleichterung der Grün-
dung von kommunalen 
MVZ und die Einführung 
der Advanced Practice 
Nurse und Gemeinde-
schwestern […] vorberei-
tet. Diese möchten wir 
künftig ebenfalls umset-
zen.“ 
 
„Bei den ärztlichen Beru-
fen wollen wir den 
Schwerpunkt auf die 
Haus- und Kinderärztinnen 
und -ärzte legen und den 
Ausbau der Ausbildungs- 
und Weiterbildungskapa-
zitäten vorantreiben so-
wie die Budgets für Haus-
ärztinnen und -ärzte ab-
schaffen.“ 
 
„Gemeinsam mit unseren 
Partnern der Selbstverwal-
tung setzen wir auf Prä-
vention, 
regionale Versorgungs-
netze, Digitalisierung so-
wie auf mehr Gemeinwohl 
statt Profit.“ 
 
„Darüber hinaus wollen 
wir die Zusammenarbeit 
aller Gesundheitsberufe 
stärken, mehr Durchlässig-
keit schaffen und die Be-
fugnisse von Pflegefach-
personen erweitern.“ 
 
Wir möchten […] die Zu-
sammenarbeit im Gesund-
heitswesen auch durch 
den Einsatz von Telemedi-
zin und Telepharmazie 
verbessern.“ 

„Die Verteilung von nie-
dergelassenen 
Ärzt*innen muss enger 
mit der Krankenhauspla-
nung 
der Länder verknüpft wer-
den.“ 
 
„Deshalb wollen wir die 
Primärversorgung insbe-
sondere durch Haus-
ärzt*innen stärken, […].“ 
 
„Unterversorgte Gebiete 
wollen wir stärker unter-
stützen.“ 
 
„Durch regionale Ver-
bünde (Gesundheitsregio-
nen) sowie gemeinsame 
Versorgungszentren, in 
denen verschiedene The-
rapie- und Pflegeberufe 
unter einem Dach zusam-
menarbeiten, sorgen wir 
für eine gute Versorgung 
vor Ort.“ 
 
„Für die Gesundheitsbe-
rufe wollen wir mehr 
Kompetenzen und so eine 
bessere Arbeitsteilung 
und eine Zusammenarbeit 
auf Augenhöhe errei-
chen.“ 
 
„Vertragsärzt*innen wol-
len wir von unnötiger Bü-
rokratie entlasten und den 
Sprechstundenanteil für 
gesetzlich Versicherte er-
höhen […].“ 
 
„Auch bei der Digitalisie-
rung im Gesundheitswe-
sen wollen wir weiter vo-
rankommen.“ 
 
„Unnötige Bürokratie, die 
heutzutage digital und ef-
fizienter laufen könnte, 
muss abgebaut und der 
Nutzen für Patient*innen 
erhöht werden, […].“ 

„Als Freie Demokraten 
setzen wir uns dafür ein, 
dass alle Menschen in 
Deutschland Zugang zu ei-
ner wohnortnahen und 
qualitativ hochwertigen 
Versorgung haben […].“ 
 
„Wir bekennen uns zu den 
Freien Berufen im Ge-
sundheitswesen.“ 
 
„Die Therapiefreiheit der 
Behandlung ohne Budge-
tierungszwang kommt den 
Patientinnen und Patien-
ten zugute“. 
„In der ambulanten Ver-
sorgung setzen wir uns für 
ein Primärarztsystem ein: 
Haus- und Kinderärzte 
sollten die erste Anlauf-
stelle für Patientinnen und 
Patienten sein.“ 
 
„Zu einer Stärkung der flä-
chendeckenden ambulan-
ten Versorgung gehört für 
uns auch, dass die unge-
kürzte Vergütung aller Ge-
sundheitsberufe leistungs-
gerecht erfolgen muss.“ 
 
„Unnötige Bürokratie im 
Gesundheitswesen wollen 
wir abbauen, die Digitali-
sierung weiter vorantrei-
ben.“ 
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2. Kliniken zukunftssicher aufstellen:  
Der Wirtschaftsrat setzt sich dafür ein, das unstrukturierte Krankenhaussterben zu stoppen durch eine 
auskömmliche Vergütung sowie eine neue, sinnvolle Krankenhausreform, die qualitativ hochwertige 
Krankenhäuser erhält und stärkt. Er fordert darüber hinaus, die Ambulantisierung von Krankenhäusern 
sowie integrierte Versorgungsangebote voranzutreiben und so eine flächendeckende Gesundheitsversor-
gung, auch in abgelegenen Regionen, zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

3. Tragfähige Finanzierung der Kranken- und Pflegeversicherung schaffen:  
 
Erklärtes Ziel des Wirtschaftsrates ist die langfristige Sicherstellung der Finanzierung von Kranken- und 
Pflegeversicherung und Beitragsdämpfung. Versicherungsfremde Leistungen sind auszugliedern und voll-
ständig über steuerliche Bundeszuschüsse zu finanzieren, die Beiträge für Bürgergeldempfänger den tat-
sächlichen Kosten entsprechend aus Steuermitteln zu begleichen. Zu einer tragfähigen Finanzierung tra-
gen auch die Dualität von Gesetzlicher und Privater Kranken- u. Pflegeversicherung und der Wettbewerb 
beider Systeme ebenso wie die stärkere Förderung kapitalgedeckter privater als auch betrieblicher Vor-
sorge bei. 
 
 

 
   

„Finanzen der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
zukunftsfest aufstellen.“  
 

„Wir setzen auf ein solida-
risches System einer Bür-
gerversicherung, […].“ 
 

„In den vergangenen Jah-
ren wurden den Versiche-
rungen jedoch viele Kos-
ten zugeschoben, die aus 

„Um die sozialen Siche-
rungssysteme zukunftsfest 
zu machen, braucht es 
deutlich mehr kapitalge-
deckte Elemente in der 

 
„Wir setzen auf den Aus-
bau von KI-gestützter Do-
kumentation.“ 

 
   

„Hochwertige Versorgung 
in der Stadt und auf dem 
Land. Dies muss auch 
Grundgedanke einer Kran-
kenhausreform sein. Die 
Planungshoheit der Län-
der für Krankenhäuser 
bleibt dabei unberührt.“  
 
„Die stationäre Versor-
gung mit einer flächende-
ckenden Grund- und Re-
gelversorgung insbeson-
dere im ländlichen Raum 
sowie der erforderlichen 
Konzentration von spezia-
lisierten Leistungen den-
ken wir zusammen […].“ 
 

„Wir wollen zudem dafür 
sorgen, dass die bedarfs-
gerechte Personalausstat-
tung bundeseinheitlich für 
alle Beschäftigtengruppen 
im Gesundheitswesen ein-
geführt wird.“ 
 
 

„Die Krankenhausreform 
werden wir nachbessern, 
zusammen mit den Län-
dern umsetzen und nicht 
nur die gesetzlichen, son-
dern auch die privaten 
Versicherungen 
an den Kosten beteiligen.“ 

   „In der Krankenhausver-
sorgung wollen wir spezia-
lisierte und damit bessere 
Angebote vorhalten, die 
Kostenentwicklung brem-
sen und zugleich Ärzte 
und Pflegekräfte entlas-
ten.“  
 
„Wir wollen künstliche 
Sektorenbarrieren zwi-
schen dem ambulanten 
und dem stationären Ver-
sorgungsbereich konse-
quent abbauen und die 
Verzahnung und Vernet-
zung aller Versorgungsbe-
reiche weiterentwickeln.“ 
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„Die Soziale Pflegeversi-
cherung […] braucht ein 
Update.“ 
 
„Für finanzielle Stabilität 
der Sozialen Pflegeversi-
cherung sorgen.“  
 
„Wir setzen bei der Vor-
sorge für den Pflegefall 
auf einen Finanzierungs-
mix bestehend aus der ge-
setzlichen Pflegeversiche-
rung, der betrieblichen 
Mitfinanzierung, Steuer-
mitteln sowie einer eigen-
verantwortlichen Vor-
sorge.“ 
 
„Bezahlbare Pflegezusatz-
versicherungen können 
die Finanzierungslücke in 
der Pflege schließen.“  
 
„Wir stehen dabei zu den 
Grundpfeilern des deut-
schen Gesundheitssys-
tems […],zur Dualität von 
gesetzlicher und privater 
Krankenversicherung, 
[…].“ 
 

„Versicherungsfremde 
Aufgaben im Gesundheits-
wesen wollen wir zukünf-
tig ausreichend aus Steu-
ermitteln finanzieren.“ 
 
„Deswegen wollen wir das 
bisherige Nebeneinander 
von gesetzlicher und priva-
ter Pflegeversicherung be-
enden.“ 
 
„Im ersten Schritt wollen 
wir so schnell wie möglich 
die privaten Pflegeversi-
cherungen in den Risi-
kostrukturausgleich zwi-
schen allen Pflegekassen 
[…] 
einbeziehen.“ 

Steuermitteln hätten fi-
nanziert werden sollen. 
Diesen Trend wollen wir 
umkehren und damit die 
Versicherten und die Ar-
beitgeber von versiche-
rungsfremden Leistungen 
entlasten.“ 
 
Dazu gehört, dass wir die 
Finanzierung der Renten-
beiträge von pflegenden 
Angehörigen oder die Bei-
träge für Empfänger*in-
nen von Bürgergeld ange-
messener 
über den Staat finanzie-
ren.“ 
 
„Auf dem Weg hin zu einer 
Bürgerversicherung wer-
den wir neben den gesetz-
lich Krankenversicherten 
auch die Privatversicher-
ten in den solidarischen Fi-
nanzausgleich des Ge-
sundheitssystems einbe-
ziehen.“ 
 
„Auch in der 
Pflege wollen wir auf dem 
Weg hin zu einer Pflege-
bürgerversicherung mit ei-
nem Ausgleich zwischen 
gesetzlicher und privater 
Pflegeversicherung dafür 
sorgen, dass sich alle ge-
recht an der Finanzierung 
des Pflegerisikos beteili-
gen.“ 
 
„Die Beitragsbemessung 
werden wir reformieren 
und beispielsweise auch 
Kapitaleinnahmen zur Fi-
nanzierung unseres Ge-
sundheits- und Pflegesys-
tems heranziehen.“ 
 
„Um freiwillig versicherte, 
geringverdienende oder in 
Teilzeit beschäftigte Solo-
selbstständige besser ab-
zusichern, werden wir die 
Mindestbemessungs-
grenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung re-
formieren.“ 
 

Gesetzlichen Rentenversi-
cherung und der sozialen 
Pflegeversicherung.“ 
 
„Zu einem freien und 
selbstbestimmten Leben 
gehört auch die bestmög-
liche Gesundheits- und 
pflegerische Versorgung 
bei stabilen Beiträgen“ 
 
„Wir bekennen uns zum 
dualen System aus gesetz-
licher (GKV) und privater 
(PKV) Krankenversiche-
rung.“  
 
„Das umlagefinanzierte 
System der sozialen Pfle-
geversicherung als Teilleis-
tung wollen wir dabei bei-
behalten. Zur Stabilisie-
rung der Beitragssätze 
wollen wir sie um eine ka-
pitalgedeckte Kompo-
nente ergänzen.“ 
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Fazit:  
Im ambulanten Sektor sind dem Grunde nach die meisten Vorhaben der bewerteten Parteien zu begrüßen. 
Besonders hervorzuheben ist das klare Bekenntnis der CDU/CSU und FDP zur Freiberuflichkeit. Der Fokus auf 
Bürokratieabbau, Digitalisierung sowie den verstärkten Einsatz von Künstlicher Intelligenz zur Reduzierung 
der Dokumentationslast ist ein wichtiger Schritt dahingehend, dass Ärzte sich wieder verstärkt auf ihre Kern-
aufgabe – die Versorgung der Patienten – konzentrieren können. Dies ist der richtige Weg, um die ambulante 
Versorgung zukunftsfähig zu gestalten. 
 
Scharf kritisieren wir jedoch die Pläne der SPD, vor allem kommunale Medizinische Versorgungszentren 
(MVZ) in den Vordergrund zu rücken. Dieses Vorgehen zeigt erneut eine ablehnende Haltung gegenüber von 
Investoren betriebenen MVZ. Wir setzen uns weiterhin für Trägervielfalt und eine effiziente, bedarfsgerechte 
Versorgung ein und lehnen diese Entwicklungen entschieden ab. 
 
Im Bereich der Krankenhausversorgung begrüßen wir die Position der CDU, die Planungshoheit der Bundes-
länder zu stärken. Alle Parteien der Ampel-Koalition hingegen möchten an der bestehenden Reform festhal-
ten, ohne konkrete Konzepte zur finanziellen Entlastung der Krankenhäuser zu präsentieren, die aktuell unter 
enormen finanziellen Belastungen leiden. Besonders ablehnend stehen wir den Vorschlägen der Grünen ge-
genüber, private Versicherte an den Kosten der Krankenhausreform zu beteiligen. Der Transformationsfonds 
sollte vielmehr aus Bundeszuschüssen finanziert werden – es ist nicht die Aufgabe der Versicherten, sondern 
des Staates, diese großen Transformationsprozesse im Krankenhausbereich zu stemmen. 
 
Angesichts der rasant steigenden Beiträge in der Kranken- und Pflegeversicherung begrüßen wir die klaren 
Positionen der CDU/CSU- und FDP-Fraktionen. Der richtige Weg nach vorne ist aus unserer Sicht ein verstärk-
ter Fokus auf private und betriebliche Absicherung sowie auf mehr Kapitaldeckung. Eine Bürgerversicherung 
oder die Abschaffung des dualen Krankenversicherungssystems lehnen wir kategorisch ab. Ebenso stellen wir 
uns gegen die Pläne der Grünen, Krankenversicherungsbeiträge auf Kapitalerträge zu erheben, sowie gegen 
das Vorhaben von Grünen und SPD, die Beitragsbemessungsgrenze zu erhöhen. Besonders kritisch sehen wir 
auch den Vorschlag der SPD, die private Krankenversicherung in den Risikostrukturausgleich der Pflegekassen 
einzubeziehen, da dies die Präventionsanreize untergraben würde und die Pflegebedürftigkeit langfristig wei-
ter ansteigen könnte. Angesichts des demografischen Wandels können wir uns diesen Schritt nicht leisten.  

 
 
Industrie und Energie 
 
Für die Zukunft Deutschlands als Industrienation sind wettbewerbsfähige Energiepreise essenziell. Lei-
der kannte gerade der Strompreis in den letzten 20 Jahren in Deutschland nur eine Richtung: nach oben. 
Auch ohne die wieder verschwundenen Übertreibungen nach dem Beginn des Ukraine-Kriegs hat 
Deutschland im Vergleich zu den anderen Industriestaaten zu hohe Strompreise, die eine schleichende 
Deindustrialisierung verursachen. Ohne Industrie ist jedoch das Wohlstandsniveau in Deutschland nicht 
zu halten, ohne die in der Industrie gezahlten Löhne können die Sozialsysteme ihre Leistungsfähigkeit 
nicht halten. 
 
Um ein weiteres Ansteigen der Strompreise durch eine ungesteuerte und weitgehend ideologiefixierte 
Energiepolitik zu verhindern, hat der Wirtschaftsrat folgende Forderungen aufgestellt: 
 
1 Abschaffung des EEG und Synchronisierung des Ausbaus von erneuerbaren Energien, Speichern und 
Netzen 
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Derzeit wird ein pauschaler Ausbau von erneuerbarer Energie, unabhängig von der System- und Netz-
dienlichkeit mit öffentlichen Mitteln gefördert. Dies muss beendet werden. Außerdem können durch die 
Kombination von erneuerbaren Energien-Anlagen mit Speichern die Zahl der Ausbeute bzw. Volllast-
stunden gesteigert werden. Eine bessere Kapazitätsauslegung von Netzanschlüssen kann darüber hinaus 
deutlich Kosten sparen, ohne die Ausbeute wesentlich zu beeinträchtigen 
 
 
 
 

    
 
Ein besonderes Augenmerk 
legen wir auf den inte-grier-
ten und grenzüberschrei-
tenden Netzausbau sowie 
auf eine effiziente Verknüp-
fung des Ausbaus von Er-
neuerbaren Energien, Net-
zen und Speichern. Dafür 
wollen wir mehr privates 
Kapital gewinnen. Für einen 
schnellen und günstigen 
Ausbau von Stromnetzen 
nutzen wir verstärkt Freilei-
tungen. Bei Strom-, Wärme-
, Gas-, Wasserstoff- und 
CO2-Inf-rastruktur setzen 
wir auf Standardisierung 
und gemeinsamen Ausbau.  
 

Windkraft und Photovoltaik 
sind schon heute die güns-
tigste Form der Strompro-
duktion. Ihr konsequenter 
Ausbau und die Einbindung 
von Speichern macht unsere 
Energieversorgung sicher 
und dauerhaft 
bezahlbar 

Günstiger Strom aus erneu-
erbaren Energien wie Wind, 
Sonne, Wasserkraft, Ge-
othermie und naturverträg-
liche Bioenergie sichert un-
seren Wohlstand. Er ist 
auch die Grundlage für ein 
bezahlbares Leben, denn 
Wärme und Mobilität wer-
den zunehmend elektrisch.  
 
Wir halten Kurs beim er-
reichten Rekord-Ausbau-
tempo und bauen die Infra-
struktur so aus, dass der 
günstige Strom bei Men-
schen und Unternehmen 
ankommt. 

Wir wollen die Kosten für 
den Netzausbau erheblich 
reduzieren, in dem die 
neuen Leitungen in der Re-
gel überirdisch gebaut wer-
den. Regulatorische Hür-
den für einen schnellen 
Netzausbau wollen wir ab-
bauen und dafür sorgen, 
dass nur die Netze gebaut 
werden, die tatsächlich ge-
braucht werden. Auch das 
spart Kosten und senkt ins-
gesamt Preise. Gleichzeitig 
fordern wir eine bessere 
Synchronisierung des Netz-
ausbaus mit dem Ausbau 
von Erneuerbaren Energien, 
Kraftwerke, Speichern und 
der Wasserstoffwirtschaft, 
um die Effizienz des Ge-
samtsystems zu steigern. 
Wir wollen den Netzan-
schlusszwang abschaffen, 
sodass neue Anlagen nur 
ans Netz angeschlossen 
werden, wenn dies system-
dienlich und rentabel ist. 

 
Fazit: CDU/CSU sowie FDP legen den Fokus auf die Reduzierung der Kosten durch Abschaffung der EEG-
Förderung und systemdienlichen Ausbau von Erzeugungs-, Speicher- und Transportinfrastruktur SPD 
und Grüne dagegen wollen die bisherige Linie der isolierten Maximierung des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien weiterführen und ignorieren die damit verbundenen Kosten. 
 
 
2 Freigabe von CCS/CCU für alle Anwendungen 
 
Der Wirtschaftsrat fordert seit langem, die ideologische motivierte Unterscheidung in „guten“ und „bö-
sen“ Klimaschutz aufzugeben und alle Technologien freizugeben, die geeignet sind, den CO2-Ausstoß zu 
verringern. Hierzu gehört auch die Kohlenstoffabscheidung bei allen CO2-intensiven Prozessen, ein-
schließlich Gas- und Kohlekraftwerke. Nur durch eine technologieoffene Planung lassen sich die Klima-
ziele erreichen. 
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Wir setzen auf eine umfas-
sende CO2-Kreislaufwirt-
schaft mit natürlicher und 
technischer CO2-Nutzung 
und Speicherung. Wir schaf-
fen die notwendigen Rah-
menbedingungen, um Car-
bon Capture and Utilization 
(CCU), Carbon Capture and 
Storage (CCS) und Direct Air 
Capture (DACCS) sowie die 
erforderliche Transportinf-
rastruktur zu ermöglichen.  
 

 
keine Angabe 

 
keine Angabe 

 
keine Angabe 

 
Fazit: Nur die CDU/CSU steht für die kostensenkende Freigabe von CCS und CCU in der Industrie, aber 
auch in der Energiewirtschaft. 
 
3 Freigabe aller Sorten von klimafreundlichem Wasserstoff, insbesondere von blauem Wasserstoff 
 
Ohne Wasserstoff wird die Energiewende im Bereich der Industrie unvollständig bleiben. Die Stahlin-
dustrie beispielsweise investiert erhebliche Mittel in die Wasserstoffwirtschaft, ebenso die Gasleitungs-
Netzbetreiber. Der grüne Wasserstoff wird zu Beginn nicht in den benötigten Mengen vorliegen und 
teuer sein. Daher ist es für den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft zwingend notwendig, auch beispiels-
weise blauen Wasserstoff zu akzeptieren. 
 

    
 
Wir brauchen auch eine 
große Portion Pragmatis-
mus bei heimischer Erzeu-
gung und internationalen 
Wasserstoffpartnerschaf-
ten. Der Wasserstoffhoch-
lauf wird nur im europäi-
schen Kontext erfolgreich 
sein.  
 

 
keine Angabe 

 
keine Angabe 

 
keine Angabe 

 
Fazit: Nur die CDU/CSU fährt einen pragmatischen Ansatz beim Wasserstoff und akzeptiert alle Arten 
von klimaneutralen Wasserstoff, um den Hochlauf so schnell wie möglich starten zu können. 
 

Energieeffizienz (Wärmemarkt) 
 

Um den Wärmesektor als Motor der Energiewende zu aktivieren, bedarf es eines klar strukturierten und 
technologieoffenen Marktrahmens. Der Wärme- und Kältesektor, der fast 40 % am Primärenergiebedarf 
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und über 35 % an CO2-Emissionen ausmacht, bietet die größte Chance zur Reduktion von Treibhausga-
sen. Vor dem Hintergrund dieser Dringlichkeit fordert der Wirtschaftsrat diverse Maßnahmen, um Inves-
titionen zu fördern und Planungs- sowie Investitionsunsicherheiten abzubauen. 

 
Für den Wirtschaftsrat stehen drei zentrale Punkte im Vordergrund: 

 
1 Regulatorische Klarheit schaffen:  

 
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Wärmemarkt müssen vereinfacht und technologieoffen 
gestaltet werden, um die Implementierung innovativer Heiztechnologien und die Nutzung aller erneuer-
baren Energien zu erleichtern.  

 

    

„Heizungsgesetz der Ampel zu-
rücknehmen. … Es geht uns da-
rum, technologieoffen emissi-
onsarme Wärmelösungen 
zu fördern und zu nutzen. Dazu 
gehört für uns auch das Heizen 
mit dem nachwachsenden Roh-
stoff Holz.“ 
 

„Verlässliche Dekarbonisierung 
im Gebäudebereich. Dabei set-
zen wir auf CO2-Bepreisung mit 
sozialem Ausgleich, verlässliche 
Förderung und technologieof-
fene Lösungen. …“ 
 

„Klimaneutrale Wärme-
netze zu bauen, mit denen 
ein ganzer Stadtteil warm 
wird, ist nicht nur solidari-
scher, sondern auch effizi-
enter und kostengünstiger 
als einzelne Wärmepumpen 
in jedem Haus.“  
 
„Die von uns eingeführte 
kommunale Wärmeplanung 
ist ein Meilenstein. …. Wir 
wollen lokale Wärmepläne 
fördern, die eine klima-
freundliche und klug ge-
plante Energieversorgung 
auf kommunaler Ebene si-
cherstellen.“ 
 
„Ärmeren Haushalten wol-
len wir Heiz-Mietmodelle 
anbieten (soziales Wärme-
pumpen Leasing). Vor allem 
in städtischen Räumen wird 
Fernwärme sehr wichtig 
werden. …. Damit sie be-
zahlbar bleibt, wollen wir 
eine bundesweite Preisauf-
sicht für Fernwärme einset-
zen.“ 
 
 

„Wir geben mit dem beste-
henden Gebäudeenergiege-
setz und einer Förderung 
von bis zu 70 Prozent 
für den Einbau von fossil-
freien Heizungen… 
die nötige 
Planungssicherheit für Kauf 
und Einbau einer modernen 
klimafreundlichen Heizung, 
wie der Wärmepumpe, bis 
2045. Die Unterstützung auf 
diesem Weg 
werden wir ausbauen. … Zu-
dem wollen wir die Klima-
komponente im Wohngeld 
weiter stärken.“ 
 
„Wärmenetze sind ein wich-
tiger Baustein auf dem 
Weg zu klimafreundlicher 
und bezahlbarer Wärme 
für alle. … Den Aus- und Um-
bau von Wärmenetzen wol-
len wir mit der Verlängerung 
und Stärkung der Förderung 
für effiziente Wärmenetze 
(BEW) absichern, Genehmi-
gungsprozesse optimieren 
und durch eine 
Senkung der Stromkosten 
auch die Erzeugung 
von klimafreundlicher 
Wärme bei den Energieer-
zeugern vor Ort stärken. …“  
 
„Durch die Einführung einer 
Preisaufsicht wollen wir den 
Verbraucherschutz bei der 
Fernwärme, die vor allem 

„Technologieverbote braucht 
es … nicht. Im Gegenteil: Wir 
werden Innovation über Be-
denkenträgerei stellen und 
dafür sorgen, dass neue 
Technologien und Geschäfts-
modelle 
nicht in übermäßiger Regu-
lierung ersticken.“ 
 
„… Eine warme Wohnung mit 
moderner, klimafreundlicher 
Heizung ist möglich – wirt-
schaftlich und technologieof-
fen. Wir setzen auf innova-
tive Lösungen, die den Klima-
schutz fördern und gleichzei-
tig bezahlbar bleiben. Statt 
unzähliger Einzelvorschriften 
setzen wir auf eine markt-
wirtschaftliche Lösung – den 
CO2-Zertifikatehandel.“ 
 
„Das Heizungsgesetz mit 
seinen überzogenen Vorga-
ben muss vollständig auslau-
fen.“ 
 
„Um die sozialen Kosten des 
Klimaschutzes abzufedern, 
wollen wir … eine Klimadivi-
dende einführen und die 
Energiebesteuerung dras-
tisch absenken.“ 
 
„Einen Zwang zum Anschluss 
an Fernwärmenetze lehnen 
wir ab. Heizen mit Holz bleibt 
mit uns weiter möglich, Auf-
lagen für Kamine und Öfen 
wollen wir reduzieren.“  
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von Mietshaushalten bezo-
gen wird, weiter stärken. 
Mögliche Preisanstiege bei 
der Fernwärme wollen 
wir analog zu den Regelun-
gen im Gebäudeenergiege-
setz begrenzen. Außerdem 
werden wir privates 
Kapital für den Ausbau der 
Wärmenetze aktivieren 
und die Finanzierungskosten 
durch öffentliche Bürgschaf-
ten senken.“ 

 

 
 

2 Technologieoffene Ansätze stärken:  
 
Alle klimaneutralen Gase, einschließlich Wasserstoff und Biomethan, müssen in die Marktmechanismen 
integriert werden, um die Klimaziele effizient zu erreichen. 

 

    

„Ideologiefrei und technologie-
offen zu bezahlbarer Energie. 
Wir bringen alle Kapazitäten 
ans Netz, die klimafreundlich 
und systemdienlich sind, ange-
fangen bei einem zielgerichte-
ten weiteren Ausbau der Erneu-
erbaren Energien. Wir nutzen 
die Erneuerbaren konsequent, 
und zwar alle: Windenergie an 
Land und auf See, Solarenergie, 
Geothermie, Wasserkraft, Bio-
energie und den nachwachsen-
den Rohstoff Holz. Die Potenzi-
ale der KraftWärme-Kopplung 
müssen konsequent genutzt 
werden.“ 
 
„Mehr Markt, weniger Staat: 
Wir setzen auf Pioniermärkte, 
mit denen über Quoten für 
Grüngas im Gasnetz, Grün-
Heizöl oder beispielsweise kli-
maneutralen Stahl ein effizien-
ter Markthochlauf gelingen 
kann. So entscheidet nicht der 
Staat durch Förderung, wer 
am Markt teilnehmen darf. Auf 
diesen neuen Märkten setzen 
sich die besten Anbieter durch.“  
„Energetisch voran. Für klima-
freundliche Energie stellen wir 
eine technologieoffene 

(Keine Erwähnung techno-
logieoffener Ansätze, inkl. 
klimaneutraler Gase. Was-
serstoff und Biomethan 
werden nicht vorrangig be-
tont, sind jedoch auch nicht 
ausgeschlossen.) 
 

(Keine Erwähnung technolo-
gieoffener Ansätze. Klima-
neutrale Gase wie Wasser-
stoff und Biomethan werden 
nicht vorrangig betont, sind 
jedoch auch nicht ausge-
schlossen.) 

„Wir Freie Demokraten set-
zen auf Technologieoffenheit 
beim Klimaschutz. Denn 
wenn Politiker und 
Beamte vorschreiben, welche 
Technologien eingesetzt und 
welche verboten werden, 
wird die 
Innovationskraft der Unter-
nehmen gebremst und Kli-
maschutz nur unnötig teuer.“ 
 
(Keine explizite Erwähnung 
von klimaneutralen Gasen, 
inkl. Wasserstoff und Biome-
than.) 
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Energieforschung sicher. For-
schungskooperationen bauen 
wir auch über die Energieunion 
hinaus aus.“ 
 
„Technologieoffen und zu-
kunftsfähig. Das bedeutet für 
uns, breit zu forschen für die 
beste Form der Energieerzeu-
gung: Brennstoffzelle, Kraft-
werke mit klimaneutralen Ga-
sen, Geothermie, Kernenergie 
der vierten und fünften Genera-
tion, Small Modular Reactors 
und 
Fusionskraftwerke. Gleiches gilt 
für die Forschung zu Transport 
und Speicherung.“ 
 
„Wasserstoff zum Erfolg führen. 
Dazu schaffen wir Planungssi-
cherheit und die notwendige 
Infrastruktur. …“ 
 
 

 
 

3 Digitale Infrastruktur fördern:  
 
Eine umfassende Digitalisierung des Wärmemarktes muss sichergestellt werden, um die Effizienz zu stei-
gern und neue Technologien zu integrieren.  

 

    

„Smarte Energie. Verbraucher 
sollen flexibler auf den Strom-
preis reagieren können. Dazu 
muss die Stromnutzung durch 
Smart Meter und Digitalisierung 
intelligenter werden. So errei-
chen wir eine bessere Lastvertei-
lung. So sinken Verbrauch und 
Kosten.“ 
 
„Ein besonderes Augenmerk le-
gen wir auf den integrierten und 
grenzüberschreitenden Netzaus-
bau. … Bei Strom-, Wärme-, 
Gas-, Wasserstoff- und CO2-Inf-
rastruktur setzen wir auf Stan-
dardisierung und gemeinsamen 
Ausbau.“ 
 

(Keine spezifische Erwähnung 
der Digitalisierung des Wärme-
markts.) 

„Wir wollen darum die 
dezentrale Versorgung 
mit Energie weiter verein-
fachen, vom Balkonkraft-
werk bis zum Bürgerwind-
park (Energy Sharing).“ 
 
“Kommunen sollen die 
Möglichkeit erhalten, 
durch Fördermittel und 
technische Unterstützung 
ihre Wärmeversorgung 
klimaneutral zu gestalten. 
…“ 
 
(Keine spezifische Erwäh-
nung der Digitalisierung 
des Wärmemarkts.) 

„Außerdem setzen wir auf die 
konsequente Digitalisierung 
des Energiesektors. Mit digita-
len und 
flexiblen Stromnetzen und dy-
namischen Stromtarifen wer-
den künftig die Bürger*innen 
in die Lage 
versetzt, in Zeiten von viel 
Wind und Sonne den 
Strom per Batterie oder Wär-
mepumpe systemdienlich zu 
speichern. …“ 
 

„Unser Ziel ist, die Planungs-
zeiten für alle Infrastruktur-
projekte mindestens zu hal-
bieren. Das gilt auch für den 
digitalen Raum. Ohne eine 
leistungsfähige digitale Infra-
struktur funktioniert unser 
Land nicht.“  
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Fazit:  Die CDU/CSU verfolgt eine technologieoffene Haltung und fördert klimaneutrale Gase und Tech-
nologien. Die FDP unterstützt ebenfalls technologieoffene Ansätze, lehnt jedoch staatliche Eingriffe ab. 
Die SPD setzt auf kommunale Wärmeplanung und sozial gerechte Lösungen, ohne eine spezifische Tech-
nologie zu bevorzugen. Die Grünen konzentrieren sich auf staatliche Steuerung und den Ausbau klima-
freundlicher Wärmenetze. Insgesamt bevorzugen CDU/CSU und FDP marktwirtschaftliche Lösungen, 
während SPD und Grüne stärker auf staatliche Regulierung setzen. 
Alle Parteien erkennen die Bedeutung der Digitalisierung an, aber nur die CDU/CSU betont die Digitali-
sierung des Wärmemarkts konkret, indem sie smarte Energie und grenzüberschreitende Infrastruktur 
fördert. Insgesamt bleibt die konkrete Förderung der digitalen Infrastruktur im Wärmemarkt jedoch 
vage. 

 
 
Verkehr 
 
Für den Industriestandort wie für die Exportnation Deutschland ist eine leistungsfähige Verkehrsinfra-
struktur einer der zentralen Standortfaktoren, sie ist entscheidend für das wirtschaftliche Ökosystem 
und die Prosperität in den Regionen. Denn ohne funktionierende Logistik und nutzerorientierte Mobili-
tätsangebote sind unsere Wohlstandsgesellschaft, Industrieproduktion und Handel und damit Steuerein-
nahmen und Sozialabgaben zur Finanzierung unseres Sozialstaates nicht denkbar. Mobilität sichert 
Wohlstand und Teilhabe.  
 
Für den Wirtschaftsrat stehen drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 
1. Absicherung der Verkehrswegeinvestitionen: Zur Erreichung dieses Ziels fordert der Wirt-
schaftsrat die Schaffung überjähriger Finanzierungsmodelle (Finanzierungsfonds), eine Zweckbindung 
der aus dem Verkehr generierten Einnahmen (Finanzierungskreislauf) und eine Verbreiterung der Finan-
zierungsbasis durch Zulassung privater Investitionen sowohl institutioneller Anleger als auch von Klein-
sparern in die Verkehrsinfrastruktur. 
 

    

„Wir sorgen für dauerhafte 
Finanzierungsstabilität, die 
unabhängig von schwanken-
den Haushaltsmitteln ist. Zu-
dem müssen wir kurzfristig 
mehr Kapital mobilisieren, 
um den Investitionsstau zu 
lösen. Dazu setzen wir auf 
starke Anreize für private In-
vestoren.“ 

{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.}  

 

„Wir schaffen einen Deutsch-
landfonds, der öffentliches 
und privates Kapital mobili-
siert, um die wichtigen Inves-
titionsbedarfe erfüllen zu 
können – etwa bei Strom- 
und Wärmenetzen, beim 
Wasserstoffnetz, bei den E-
Ladesäulen oder beim Woh-
nungsbau. Mit dem Deutsch-
landfonds sollen Staat und 
private Geldgeber gemein-
sam und bürokratiearm in 
Deutschlands Zukunft inves-
tieren können. Der Deutsch-
landfonds soll anfangs mit 

„Wir brauchen eine Grundsa-
nierung unserer Verkehrsinf-
rastruktur. ... Jetzt gilt es, 
das mit dem Deutschland-
fonds verlässlich zu finanzie-
ren.“ 

{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.}  

 
 

„Wir wollen den Finanzie-
rungskreislauf Straße stär-
ken, eigene Einnahmen für 
die Autobahn GmbH durch 
die LKW-Maut und eine Öff-
nung für privates Kapital, um 
eine auskömmliche und 
überjährige Planung und Fi-
nanzierung zu ermöglichen.“ 
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100 Milliarden Euro ausge-
stattet werden.“ 

 

Fazit: Union und FDP wollen für die Verkehrsinfrastruktur dauerhafte Finanzierungsstabilität schaffen, 
unabhängig von schwankenden Haushaltsmitteln, zum Beispiel durch Fondslösungen. Die neue Bundes-
regierung müsse kurzfristig mehr Kapital mobilisieren, um den Investitionsstau aufzulösen. Dazu sollen 
dann auch private Investoren mobilisiert werden. Beide Parteien folgen damit einer langjährigen Forde-
rung des Wirtschaftsrates. SPD und Grüne hingegen bekennen sich zwar auch zur Modernisierung der 
Verkehrswege, gehen jedoch mit dem sog. Deutschlandfonds einen anderen Weg und zu dessen Finan-
zierung auf eine Lockerung der Schuldenbremse und eine Ausweitung der Staatsverschuldung. 
 

2. Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren: Der Wirtschaftsrat setzt hier u. a. 
auf die Einführung eines Genehmigungsverzichts für Ersatzneubauten, die Beseitigung der Pflicht zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung durch Einführung von Schwellenwerten, die Einführung einer Stichtags-
regelung für Einwände/Klagen (materielle Präklusion), Vorschlag: generelle Festschreibung zum Ende 
der Öffentlichkeitsbeteiligung, die Überprüfung des Verbandsklagerechts in seiner Reichweite mit dem 
Einräumen eines Vorrangs der Interessen direkt betroffener Bürger gegenüber Verbänden und eine aus-
reichende personelle Ausstattung der Planungsbehörden, mithin den Rückgriff auf private Partner. 
 

    

„Ersatzneubauten, unwe-
sentliche Änderungen oder 
Erweiterungen können an-
stelle des Planfeststellungs-
verfahrens durch ein Anzei-
geverfahren zugelassen wer-
den.“  

„Für die Neuerrichtung von 
Großinfrastrukturen bleibt 
das Planfeststellungsverfah-
ren das geeignetste Instru-
ment. Es muss aber durch ei-
nen verpflichtenden Verfah-
rensleitplan, eine Stichtags-
regelung, eine Mitwirkungs-
verpflichtung und Digitalisie-
rung effizienter werden.“ 

„Wir sind für die Abschaf-
fung des Verbandsklage-
rechts bei Infrastrukturvor-
haben. Dafür setzen wir uns 
auf europäischer Ebene ein. 
Kurzfristig prüfen wir, wo die 
Umsetzung der entsprechen-
den Richtlinie entscheidend 
über das notwendige euro-
päische Regelungsmaß hin-
ausgeht. Wo möglich und 
sinnvoll, sehen wir im Sinne 
schnellerer Rechtssicherheit 

„In Deutschland dauern viele 
Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren zu lange. 
Die Bundesregierung hat im 
letzten Jahr mit den Ländern 
einen Deutschlandpakt zur 
Planungs-, Genehmigungs- 
und Umsetzungsbeschleuni-
gung vereinbart: Höhere Ge-
schwindigkeit und weniger 
Bürokratie für mehr wirt-
schaftliches Wachstum sind 
das Ziel. Diesen Weg werden 
wir konsequent weiterge-
hen.“ 

{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.}  

 

„Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren haben wir 
stark beschleunigt.“  

{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.}  

 

„Ziel ist es die Planungszei-
ten für alle Infrastrukturpro-
jekte mindestens zu halbie-
ren, um Straßen, Schienen, 
Wasserstraßen und digitale 
Netze schneller auszu-
bauen.“ 

„In einem nächsten Schritt 
wollen wir Ersatzneubauten 
von Infrastruktur generell 
genehmigungsfrei stellen, 
auch wenn diese erweitert 
und an den wachsenden Be-
darf angepasst werden müs-
sen. Wir Freie Demokraten 
wollen weniger Staus durch 
den Baustellen-Turbo. Dazu 
müssen die Ausschreibungs-
modalitäten so angepasst 
werden, dass über Anreize 
schnelles und fristgerechtes 
Bauen belohnt wird.“ 
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eine Kürzung des Instanzen-
wegs auf zwei Instanzen 
vor.“ 

„Mit einer Genehmigungsfik-
tion sorgen wir dafür, dass 
Anträge bei Ämtern und Be-
hörden schneller beschieden 
werden. Zudem sollte die 
Präklusion eine größere Rolle 
einnehmen.“ 

 

Fazit: Einmal mehr bekennt sich alle Parteien zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsver-
fahren. Am ambitioniertesten wollen hier jedoch Union und FDP vorgehen und sind bereit für den gro-
ßen Befreiungsschlag, während SPD und Grüne sich auf erzielte „Erfolge“ berufen. Von diesen beiden 
Parteien ist in puncto Planungsrecht und Bürokratieabbau nichts zu erwarten. Besonders mutig und sehr 
zu unterstützen ist die Ankündigung der Union, das Verbandsklagerecht auf den Prüfstand zu stellen. 
Das verbriefte Recht von Anwohnern wäre dadurch nicht beschnitten, der ideologisch motivierten Kla-
gemöglichkeit militanter Interessenvertreter, die Zukunftsprojekte zur eigenen Profilierung immer wie-
der boykottieren, aber ein Riegel vorgeschoben.   
 

3. Neustart in der Bahnpolitik: Erklärtes Ziel des Wirtschaftsrates die Garantie echten Wettbe-
werbs im System Schiene für sinkende Kosten und attraktivere Angebote im Personen- wie Güterver-
kehr. Erreicht wird dies durch eine stärkere Unabhängigkeit des Betreibers der Schieneninfrastruktur, 
einer zügigen Einführung des Deutschlandtaktes mit bundesweit kombinierten Nah- und Fernverkehrs-
angeboten und ausreichend nutzbaren Trassenkapazitäten für den Schienengüterverkehr. Wichtig ist 
dem Wirtschaftsrat zudem die Etablierung eines einheitlichen, diskriminierungsfreien Ticketvertriebssys-
tems mit gleichberechtigtem Zugang aller Bahnanbieter, um durchgängige Reisebuchungen zu ermögli-
chen. 
 

    

„Deutsche Bahn zukunftsfä-
hig aufstellen. Dazu ver-
schlanken wir das Unterneh-
men und stellen es neu auf. 
Für mehr Wettbewerb müs-
sen Infrastruktur- und Trans-
portbereich stärker als bis-
her voneinander getrennt 
werden.“ 

„Wir erhalten die Deutsche 
Bahn als integrierten Kon-
zern im öffentlichen Eigen-
tum. Die neue gemeinwohl-
orientierte Infrastruktur-
sparte DB InfraGO sowie den 
Gesamtkonzern entwickeln 
wir mit mehr Kontrolle und 
Steuerung des Bundes wei-
ter.“ 

{Keine Aussage zur Trennung 
von Netz und Betrieb.}  

„Unser Ziel ist der Deutsch-
landtakt, der Städte und Re-
gionen regelmäßig und ver-
lässlich miteinander verbin-
det.“ 

„Wir trennen Netz- und Be-
trieb bei der Deutschen 
Bahn, um die betriebliche Ef-
fizienz zu steigern, klare Ver-
antwortlichkeiten zu schaf-
fen und die Instandhaltung 
sowie den Ausbau der Infra-
struktur zu optimieren.“  

„Die Finanzmittel des Bundes 
werden auf den Infrastruk-
turbereich konzentriert mit 
Schwerpunkt auf eine aus-
kömmliche und verstetigte 
Investitions- sowie Auf-
wandsfinanzierung. Im Fern-
verkehr wollen wir eine Öff-
nung hin zu mehr Wettbe-
werb, um den Kunden ein 
breiteres und besseres Ange-
bot zu ermöglichen.“ 



        

20 
 

 

Fazit: Enorme Gegensätze zwischen Union und FDP auf der einen und SPD und Grünen auf der anderen 
Seite zeigen sich auch in der Bahnpolitik. Während Union und FDP auf eine Trennung von Netz und Be-
trieb setzen, die Grünen sich zumindest für eine unabhängigere Schieneninfrastruktur aussprechen, hal-
ten die Sozialdemokraten am Status quo und damit dem Bahnchaos fest. Während also die bürgerlichen 
Parteien bereit sind, neue Wege zu gehen, blieben Strukturen und Finanzierungsdefizite unter SPD und 
Grünen zementiert. 

 
Bau und Wohnen 
 
Wohnen ist die soziale Frage unserer Zeit. In den Ballungsregionen ist bezahlbarer Wohnraum teuer und 
knapp – in einer Situation, in der Bauen so teuer ist wie nie in Deutschland und die politisch gewollten 
Klimaschutzziele eine kostenintensive energetische Sanierung des Gebäudebestands verlangen. Zugleich 
besteht aufgrund hoher Kosten und Belastungen für immer weniger Deutsche die Aussicht auf Wohnei-
gentum. Dabei stellt die selbstgenutzte Immobilie eine stabile und sichere Säule der Altersvorsorge dar 
und ist Leistungsversprechen der Sozialen Marktwirtschaft.  
 
Damit Wohnen in Deutschland bezahlbar und die soziale Balance gewahrt bleibt, stehen für den Wirt-
schaftsrat drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 

1. Auf Markt und Pragmatismus statt Dogmen beim Gebäudeklimaschutz setzen: Das „Heizungs-
gesetz“ ist i. S. der Technologieoffenheit neu aufzusetzen. Zugleich muss gelten: Gebäudeemissionen 
statt Energieeffizienz in den Blick nehmen und grüne Wärme forcieren, statt prohibitiv teure Eingriffe in 
die Gebäudehülle erzwingen. 
 
 
 Siehe Kapitel: Energieeffizienz (Wärmemarkt) 
 
 

2. Baukosten reduzieren, Wohnbauoffensive starten: Bausteine sind eine konsequente Bauland-
mobilisierung durch ein Ausweisungsgebot für Kommunen und Zulassung von Nachverdichtung und Um-
nutzung ehemals industrieller Flächen. Auch die Reduktion von Energieeffizienzstandards und das Strei-
chen detailverliebter Einzelvorschriften im Baurecht helfen Baukosten zu reduzieren. Genehmigungsver-
fahren sind zu beschleunigen (Frist: drei Monate) und digitale Bauakten für eine Zeit- und Kostenerspar-
nis sowie höhere Effizienz im behördlichen Personaleinsatz einzuführen. 
 

    

„Mit dem Gebäudetyp E – 
wie ‚Einfach‘ – schaffen wir 
die Voraussetzungen für kos-
tengünstigeres, aber siche-
res Bauen. Mit einer befriste-
ten Sonderregelung für an-
gespannte Wohnungsmärkte 
erlauben wir bei Wohnungs-
bauvorhaben Ausnahmen 
vom geltenden Planungs-
recht.“ 

„Vereinfachte Baustandards 
wie der Gebäudetyp E müs-
sen weiterentwickelt wer-
den. …. Förderprogramme 
im Baubereich sollen zukünf-
tig zu festen Förderkonditio-
nen für die Dauer der Legis-
laturperiode verlässlich an-
geboten werden.“ 
 
„Es sollen Modelle unter-
stützt werden, durch die 

„…vorhandenes Potenzial zu 
nutzen: bestehende Ge-
bäude aufstocken, unge-
nutzte Büroflächen zu Wohn-
raum umwandeln, Dachbö-
den ausbauen und leer ste-
hende Gebäude wieder akti-
vieren.“ 

„Übertriebene Anforderun-
gen an bauliche Standards 

„…werden die steuerlichen 
Abschreibungen im Woh-
nungsbau verbessern.“ 
 
„Wir beschleunigen Geneh-
migungsverfahren, schaffen 
überflüssige Umweltgutach-
ten ab und geben dem Woh-
nungsbau Vorrang. Mit ein-
heitlichen Anforderungen 
und bundesweiten Genehmi-
gungsstandards bringen wir 
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„Wir erlauben dauerhaftes 
Bauen auch dort, wo bisher 
nur vereinfachtes Bauen 
nach Sonderregelungen er-
laubt war.“ 

„Für mehr Neubau braucht 
es auch mehr Bauland – ge-
rade in den Metropolen und 
Wachstumsregionen. Not-
wendig ist ein Mix aus (In-
nen-)Verdichtung, Neubau-
gebieten und Aufstockung 
von Wohn- und Geschäftsge-
bäuden. In enger Zusam-
menarbeit mit Ländern und 
Kommunen wollen wir 
Brach- und Konversionsflä-
chen stärker nutzen. Bundes-
eigene Grundstücke der Bun-
desanstalt für Immobilien-
aufgaben sollen für den 
Wohnungsbau genutzt wer-
den.“ 

„Mit uns gibt es keine neuen 
Standards, die Baukosten 
ohne nennenswerten Mehr-
wert erhöhen.“ 
 
„Mit einer deutlich höheren, 
zeitlich befristeten Sonder-
abschreibung für den bezahl-
baren Wohnraum geben wir 
dem Neubau einen Kickstart. 
Dies ergänzen wir durch eine 
wirkungsvolle degressive Ab-
schreibung.“ 

Kommunen von Bodenwert-
steigerungen durch Planung 
profitieren. Das Vorkaufs-
recht für Kommunen muss 
gestärkt werden.“ 
 
„Das Programm ‚Jung kauft 
Alt‘ wollen wir verstetigen 
und ausbauen.“ 

werden wir auf ein sinnvolles 
Maß zurückführen.“ 

„Um die Finanzierung von 
klimafreundlichen Sanierun-
gen zu erleichtern, wollen 
wir sanierte Gebäude einfa-
cher als taxonomiekonform 
anerkennen.“ 

das serielle Bauen voran. Wir 
werden überzogene Bau-
Auflagen abbauen und auf 
sinnvolle Mindeststandards 
bei Gebäudeenergie, Brand- 
und Gesundheitsschutz so-
wie Statik reduzieren. Der 
von uns auf den Weg ge-
brachte Gebäudetyp E sollte 
eine Blaupause für die Ent-
rümpelung des Baurechts 
sein. Dafür brauchen wir 
eine Bund-Länder-Offensive 
für den Bau.“ 

„Neben der Nachverdichtung 
und Aufstockung vereinfa-
chen wir auch die Auswei-
sung neuer Bauflächen. Rea-
giert die Behörde nicht frist-
gerecht, gilt der Bauantrag 
als genehmigt (Genehmi-
gungsfiktion). Wir Freie De-
mokraten werden den recht-
lichen Rahmen für durchge-
hend digitale Planung schaf-
fen und den Einsatz entspre-
chender Systeme in Behör-
den stärken.“ 

 

Fazit: Ob Union, SPD, Grüne oder FDP – alle Parteien versprechen eine Trendwende beim Woh-
nungsbau. Alles müsse „schneller“ (SPD), „schneller und günstiger“ (Union und FDP) oder 
„schneller, günstiger und klimaverträglicher“ (Grüne) gehen. Dafür gehen die Parteien mal mehr 
(Union und FDP) und mal weniger (SPD und Grüne) ins Detail. Besonders erwähnenswert ist zu-
dem das Bekenntnis der Union: „Mit uns gibt es keine neuen Standards, die Baukosten ohne 
nennenswerten Mehrwert erhöhen.“ Fragwürdig hingegen ist die Ankündigung von Union und 
FDP, auf bessere steuerliche Abschreibungen im Wohnungsbau setzen zu wollen. Geförderte 
Zinsprogramme würden dem Wohnungsbau deutlich mehr helfen als Superabschreibungen. Das 
Problem eingebrochener Neubauprojekte besteht nicht darin, dass diese nicht abgeschrieben, 
sondern nicht mehr verkauft werden können – weil sie von einer galoppierenden Kostenent-
wicklung und ausufernden Regulatorik eingeholt werden. Es fehlt der Branche schlicht an Liqui-
dität. 
 

 

3. Mietrecht entpolitisieren: Die neue Bundesregierung sollte eine Mietrechtsreform anstoßen, 
die es zum Ziel hat, Mieter und Vermieter nicht mehr gegeneinander auszuspielen, bedürftigen Mietern 
also zu helfen und gleichzeitig die Refinanzierung von Investitionen wieder zu ermöglichen. Der Hebel 
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liegt in einer stärkeren Subjekt- statt Objektförderung und damit einer treffsicheren Entlastung bedürfti-
ger Mieter mit einer Dynamisierung des Wohngeldes, das nicht nur an den Lebenshaltungsindex, son-
dern auch an die Mietpreisentwicklung angepasst wird.  
 

    

„Wir stehen für einen wirksa-
men und angemessenen Mie-
terschutz – dazu gehören 
auch die Regeln zur Miet-
höhe. (…). Der soziale Woh-
nungsbau muss solide geför-
dert und das Wohngeld regel-
mäßig angepasst werden.“ 

„Die Mietpreisbremse soll 
unbefristet und auch für Im-
mobilien, die bis 2019 bezo-
gen wurden, gelten…. Wir 
werden dafür sorgen, dass 
die Mietpreisbremse nicht 
durch zum Beispiel (teil-
)möblierte und befristete 
Wohnungsangebote um-
gangen werden kann. Auch 
Indexmietverträge werden 
in Zukunft durch die Kap-
pungsgrenzen normaler 
Mietverträge, wie der orts-
üblichen Vergleichsmiete, 
gedeckelt.“ 
 
„Die Möglichkeit zum Ver-
bot der Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnun-
gen im BauGB wollen wir 
über 2025 hinaus verlän-
gern. Zugleich wollen wir 
das Recht der Eigenbedarfs-
kündigung reformieren und 
es auf die Wohnnutzung 
durch die Kernfamilie be-
schränken.“ 
 
„…wollen wir, dass in Ge-
bieten mit angespanntem 
Wohnungsmarkt nur eine 
maximale Mietsteigerung 
von sechs Prozent in drei 
Jahren bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete gestattet 
ist.“ 

„Die Mietpreisbremse muss 
verlängert werden. Sie soll 
Anstiege der Mieten über 
die ortsübliche Vergleichs-
miete hinaus zudem stärker 
begrenzen. Den Betrach-
tungszeitraum zur Ermitt-
lung der Vergleichsmiete 
wollen wir dafür deutlich 
verlängern. Wir wollen die 
Mietpreisbremse außerdem 
bereits auf Wohnungen an-
wenden, die älter als fünf 
Jahre sind.“ 

„Mieter*innen wollen wir 
besser schützen, besonders 
vor dem Missbrauch von 
Kündigungen wegen Eigen-
bedarf oder Mietschulden.“ 

„Wir vereinfachen daher das 
Nebenkostenrecht. Die Miet-
preisbremse ist nachweislich 
eine Investitionsbremse. Des-
halb lassen wir sie auslau-
fen.“ 
 
„Zudem werden wir die star-
ren Kappungsgrenzen bei 
energetischen Sanierungen 
lockern,…“ 

„Wir wollen Menschen gezielt 
dort unterstützen, wo das 
Einkommen trotz Arbeit und 
Fleiß nicht zum Leben reicht. 
… Wir werden dieses System 
neu justieren: Durch bessere 
Abstimmungen der verschie-
denen Leistungen schaffen 
wir klare Anreize für mehr Er-
werbstätigkeit und unterstüt-
zen zielgenau.“ 

 
Fazit: Es herrscht Konsens unter den Parteien, dass die Mieten gerade in Ballungsgebieten zu hoch sind. 
Um einen weiteren Anstieg zu verhindern, setzen SPD und Grüne weiterhin auf Regulierung, etwa in 
Form einer Mietpreisbremse, während die Union dröhnend dazu schweigt. Das enttäuscht. Die einzige 
Partei, die die Zeichen der Zeit erkannt zu haben scheint, ist die FDP. Sie spricht sich erfreulich klar für 
ein Auslaufen der investitionshemmenden Mietpreisbremse – bei gleichzeitiger sozialer Flankierung 
durch Neuaufstellung der Sozialförderung – aus. Alles in allem bleiben die Vorhaben der Parteien zur 
Entpolitisierung des Mietrechts unzureichend. Mehr noch: Vor weiterer Regulierung im Mietmarkt ist 
dringend zu warnen.  
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Staatsmodernisierung 
 
Die Fragen nach dem richtigen Maß an staatlicher Regulierung müssen neu beantwortet und ausgelotet 
werden. Regierung, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft sollten gemeinsam an einer optimalen 
Verteilung der Zuständigkeiten und Befugnisse der jeweiligen Akteure arbeiten. Das Maß an Vorgaben 
und Regulierung für Wirtschaft und Gesellschaft muss wieder auf das beschränkt werden, was nötig ist, 
um den Herausforderungen und dem Wandel effektiv und effizient zu begegnen. Das setzt auch ein Um-
denken von Rechtsetzung, Staats- und Verwaltungs-handeln voraus. 
 
Für den Wirtschaftsrat stehen drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 
1. Schaffung eines Bundesdigitalministeriums: Es braucht ein Bundesdigitalministerium mit fachli-
chen Eingriffsrechten in andere Ressorts und echter Budget-Kompetenz, über die es inhaltlich beteiligte 
Ministerien oder nachgelagerte Behör-den steuern kann. Das Bundesdigitalministerium entwickelt eine 
gesamtstaatliche Digitalstrategie, bündelt und steuert sämtliche Digitalisierungsvorhaben und koordi-
niert deren Umsetzung. Das Bundesdigitalministerium stellt sowohl den Chief Information Security 
Officer (CISO) als auch den Chief Information Officer (CIO) des Bundes. 
 

 
 

  

„Wir treiben mit Digitalisie-
rung sowie souveränen KI- 
und Cloudanwendungen die 
Re-Industrialisierung unseres 
Landes voran. Zukunftstech-
nologien brauchen Frei-
räume, der Staat braucht 
klare Zuständigkeiten. Dazu 
richten wir ein Bundesdigi-
talministerium ein.“ 
 
„Wir bündeln die Verantwor-
tung für Infrastruktur, Da-
tenpolitik, KI, Plattformen 
und digitale Dienste, Verwal-
tungsdigitalisierung und mo-
dernes Regierungshandeln. 
Dazu richten wir ein Bundes-
digitalministerium ein. 

„Wir werden alle Zuständig-
keiten der Verwaltungsdigi-
talisierung in einem Ministe-
rium bündeln und dieses mit 
den nötigen finanziellen Mit-
teln und Befugnissen aus-
statten. Die nachgeordneten 
Stellen und Dienstleister (un-
ter anderem ITZBund, Bun-
desdruckerei, Bundesverwal-
tungsamt, BSI, Digitalser-
vice, FITKO) müssen so auf-
gestellt sein und zusammen-
arbeiten, dass die zentralen 
Projekte im Bereich der Ver-
waltungsdigitalisierung end-
lich schnell und nutzer-
freundlich realisiert werden.“ 

„Deswegen braucht es eine 
Bündelung von Zuständigkei-
ten, Verantwortlichkeiten 
und der Budgetverantwor-
tung. Damit gehen wir den 
Ausbau der digitalen Infra-
struktur, die europäische 
und internationale Digitalpo-
litik und die Entwicklung ei-
ner Open-Source-Strategie 
fokussiert an.“ 
 

„Das Querschnittsthema Di-
gitalisierung, das alle Res-
sorts betrifft und überall 
Ressourcen bindet, sollte in 
einem Digitalisierungsminis-
terium zusammengefasst 
werden.“ 
 
„Wir werden dafür ein Bun-
desministerium für Digitali-
sierung einrichten, das sich 
aus bestehenden Abteilun-
gen anderer Ministerien bil-
det und das als zentrale In-
stanz die Digitalisierung der 
Verwaltung bundesweit ein-
heitlich steuert.“ 

 

2. Überdenken von Prozessen auf einer datenbasierten öffentlichen Verwaltung: Mit den Mög-
lichkeiten, Abläufe und Berichtsinformationen digital auszurichten, gehören Regulierung und Verwal-
tungsprozesse grundlegend überdacht. Es ist unabdingbar, Gesetze und Verordnungen schon im Entste-
hen auf ihre Digitaltauglichkeit hin zu überprüfen. Effizientes Verwaltungshandeln setzt eine bessere 
Verfüg- und Nutzbarkeit von Daten voraus. Bisher fehlen sowohl ein umfassendes Daten-Ökosystem des 
öffentlichen Sektors als auch vom Staat definierte Schnittstellen. 
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„Deshalb machen wir mehr 
Bürokratie-Checks in enger 
Zusammenarbeit mit den 
betroffenen Unterneh-
men.“  

„Wir beseitigen mit Ent-
rümpelungsgesetzen und 
Bürokratie-Checks überflüs-
sigen Papierkram. Statistik-
pflichten und Doppelstruk-
turen bauen wir ab.“ 

„Wir machen den digitalen 
Vollzug zum Standard. Da-
für setzen wir auch das 
,Once-Only‘-Prinzip konse-
quent um, wonach Bürger 
und Unternehmen ihre Da-
ten nur ein einziges Mal an 
die Verwaltung übermitteln 
müssen.“ 

 

„Wir werden alle neuen Ge-
setze und größeren Novel-
lierungen vor Verabschie-
dung auf Wirksamkeit, Bür-
gernähe, Praxistauglichkeit 
und Digitaltauglichkeit tes-
ten und bestehende Ge-
setze schrittweise entspre-
chend überprüfen. Dazu 
werden wir die Instrumente 
des Bürgerchecks, des Pra-
xischecks und des Digital-
checks verzahnen und ver-
bindlich in der Gesetzge-
bungsarbeit verankern.“ 
 
„Wir setzen auf die fächen-
deckende Nutzung der eID, 
der elektronischen Identi-
tät, die es Bürgerinnen und 
Bürgern ermöglicht, sich si-
cher digital auszuweisen 
und digital zu signieren.“ 

„Ein wesentliches Mittel für 
den Bürokratieabbau ist 
die Digitalisierung der Ver-
waltung: Wir wollen, dass 
zentrale öffentliche Dienst-
leistungen für Unterneh-
men an einer Stelle gebün-
delt werden und Daten nur 
einmal eingereicht werden 
müssen.“ 
 
„Die Gesetzgebung des 
Bundes muss praxistaugli-
cher und weniger kompli-
ziert gestaltet werden. Die 
Digital- und Praxischecks 
wollen wir dafür aus-
bauen.“ 

„Bürgerinnen, Bürger und 
Unternehmen sollen künf-
tig das Recht haben, dass 
alle Verwaltungsleistungen 
digital bereitgestellt und 
online abgewickelt werden 
können.“ 
 
„Wir Freie Demokraten for-
dern die Einführung einer 
Once-only-Garantie und ei-
nes Rechtsanspruchs auf 
digitale Verwaltungsleis-
tungen.“ 
 
„Wir Freie Demokraten 
wollen keine analog-digita-
len Doppelstrukturen.“ 

 

3. Reform der Staatsaufgaben: Der deutsche Staat muss seine Aufgaben hinterfragen und wieder 
in Balance zum Markt gebracht werden sowie Rechtsetzung abbauen. Durch jede neue Regulierung soll 
sich der Erfüllungsaufwand reduzieren. Neue gesetzliche Berichtspflichten sollen nur eingeführt werden, 
wenn sie digital und mit bestehenden Lösungen umsetzbar sind sowie der einmalige Einrichtungsauf-
wand minimal ist. Für einen Zugewinn an Effizienz und Skalierungsfähigkeit braucht es eine verbesserte 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichem und privatem Sektor. 
 

 
 

  

„Mit einer Genehmigungs-
fiktion sorgen wir dafür, 
dass Anträge bei Ämtern 
und Behörden schneller be-
schieden werden. Zudem 
sollte die Präklusion eine 
größere Rolle einnehmen.“ 
 
„Wir richten Gesetze und 
andere Regelungen wieder 
stärker auf den grundsätzli-
chen Anwendungsfall aus, 
nicht in erster Linie auf den 
Ausnahmefall. Mit einer 
Experimentierklausel eröff-
nen wir unbürokratische 
Erprobungsräume. Die Ent-
scheidungsträger vor Ort 
müssen die Sicherheit ha-
ben, schnelle und pragma-
tische Entscheidungen tref-
fen zu können.“ 

„Wir brauchen zu den gro-
ßen Themen eher wenige, 
dafür zentrale ressortüber-
greifende Strategien (Mis-
sionsorientierung).“ 
 
„Wir führen eine Genehmi-
gungsfktion ein, bei der An-
träge automatisch geneh-
migt sind, wenn die Be-
hörde nicht innerhalb einer 
gesetzten Frist reagiert.“ 
 

„[…] bieten dafür den de-
mokratischen und födera-
len Partnern die Hand für 
eine Staatsreform. Darun-
ter verstehen wir unter an-
derem, dass die Aufgaben 
und Rollen an manchen 
Stellen in unserem födera-
len Staat neu verteilt, ge-
bündelt und auch klarer ge-
staltet werden […]“ 

„Der Bund sollte bei Geset-
zen und Förderprogram-
men mehr Umsetzungsver-
antwortung auf Länder und 
Kommunen übertragen, 
statt alles detailliert selbst 
zu regeln. Länder und Kom-
munen brauchen mehr 
Spielräume für eigenver-
antwortliches Handeln wie 

„Die föderale Struktur und 
Verwaltung in Deutschland 
hat sich bewährt, aber sie 
braucht ein Update, das Ef-
fizienz und Bürgerfreund-
lichkeit in den Mittelpunkt 
stellt.“ 
 
„Die Generalinventur muss 
von einem klaren politi-
schen Willen getragen sein, 
die Effizienz und Hand-
lungsfähigkeit des Staates 
zu verbessern, und mit ei-
ner Föderalismusreform 
abgeschlossen werden.“ 
 
„Mit einem flexibleren öf-
fentlichen Dienstrecht wol-
len wir es Beamten ermög-
lichen, berufliche Erfahrun-
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auch für konkrete Koopera-
tionen.“ 

 

gen außerhalb der Verwal-
tung zu sammeln – und 
dies zum Teil auch einfor-
dern“ 

 
Fazit: Alle Parteien sehen die Notwendigkeit einer umfassenden Verwaltungsmodernisierung und -digi-
talisierung. Dies ist positiv zu bewerten.  Die meisten Parteien befürworten ein eigenständiges Digitalmi-
nisterium. Lediglich die Grünen bleiben bei der Verwaltungsdigitalisierung uneindeutig. 
 
 

Finanzwirtschaft 
 
Die deutsche Volkswirtschaft befindet sich in einer Welt der Umbrüche, Deutschlands Unternehmen er-

fahren einen Strukturwandel mit immensen Investitionsbedarfen allein für die Digitalisierung und Dekar-

bonisierung der Unternehmen. Um die benötigten Investitionsvolumina stemmen zu können, brauchen 

Unternehmen Zugang zu zusätzlichem, privatem Kapital. Der Finanzierung der Wirtschaft kommt daher 

die zentrale Bedeutung zu, damit der Strukturwandel der Volkswirtschaft gelingt. Die Finanzwirtschaft ist 

ein strategischer Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft in Deutschland. Wir wollen einen 

starken Finanz- und Wirtschaftsstandort Deutschland, der wieder attraktiv ist für ausländisches Kapital.  

1. Privates Kapital und eine Kapitalmarktunion für die Finanzierung von Wirtschaft und Wohl-
stand  
Die kommende Bundesregierung muss Möglichkeiten eröffnen, wie verfügbares privates Kapital, das der-

zeit auf Sparkonten gebunden ist, für die Finanzierung der Wirtschaft mobilisiert werden kann. Dazu 

braucht es eine Initiative, dass Kapitalmarktinstrumente für die mittelständische Unternehmen attraktiv 

werden. Derzeit sind die regulatorischen Vorgaben so streng und umfangreich, dass der Aufwand sich für 

Unternehmen erst ab sehr hohen Finanzierungsvolumina lohnen. Die Eintrittskosten in den Kapitalmarkt 

müssen für mittelständische Unternehmen sinken. Es braucht eine Integration der nationalen Kapital-

märkte. 

 
 

  

„Wir wollen die Kapitalmark-
tunion zügig vertiefen und 
den Binnenmarkt für Finanz-
dienstleistungen stärken. 
[….] Die Regulierung über-
prüfen wir fortlaufend auf 
ihre Wettbewerbsfähigkeit 
und gleichen sie mit den 
Standards großer, außereu-
ropäischer Finanzplätze ab.“ 

„Wir werden die Banken- 
und Kapitalmarktunion vo-
rantreiben und das Umfeld 
für Innovationen und Zu-
kunftstechnologien durch 
privates Kapital dauerhaft 
stärken.“ 
 
„Wir werden dieses Instru-
ment [Solidaritätszuschlag] 
weiterführen; es dient der Fi-
nanzierung der Transforma-
tion unseres Landes.“ 
 
„Wir wollen, dass auch 
(Hoch-)Vermögende einen 

„Trotz der gemeinsamen 
Währung orientieren sich die 
Kapitalmärkte der EU-Mit-
gliedsstaaten häufig noch an 
nationalen Staatsgrenzen. 
Die uneinheitliche Regulie-
rung hemmt Investitionen 
aus dem Ausland und 
schränkt Finanzierungsmög-
lichkeiten für in der EU an-
sässige Konzerne ein.  
 
Aber auch kleine und mittel-
ständische Firmen leiden, 
etwa unter dem vergleichs-
weise unterentwickelten eu-

„Wir brauchen einen attrak-
tiven und starken Kapital-
markt, der mehr Investitio-
nen und Innovationen in 
Deutschland möglich 
macht.“ 
 
„Wir setzen uns für die Ab-
schaffung von bürokrati-
schen Hürden bei Kapital-
marktregelungen und für ein 
attraktives Investitionsklima 
ein.“ 
 
„Mit einem Investitions-
klima, das auf ein gerechtes, 
effizientes und einfaches 
Steuersystem setzt, wollen 
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gerechten Beitrag zur Finan-
zierung der Investitionen in 
unsere Zukunft leisten.“ 

ropäischen Markt für Eigen-
kapitalinstrumente und 
Schuldverschreibungen.  
 
Wir werden uns europäisch 
für eine rasche Vollendung 
der Kapitalmarkt- und der 
Bankenunion einsetzen. Das 
Vertrags- und Insolvenzrecht 
für Finanzmarktakteure wol-
len wir dafür europaweit an-
gleichen.“ 
 
„Der Großteil der Investitio-
nen kommt jedoch von Un-
ternehmen und anderen pri-
vaten Akteuren. Wer in 
Deutschland investiert, soll 
es bei der Steuer leichter ha-
ben: Dazu führen wir eine 
auf fünf Jahre befristete, un-
bürokratische Investitions-
prämie von 10 % für alle Un-
ternehmen und alle Investiti-
onen mit Ausnahme der Ge-
bäudeinvestitionen ein.“ 

wir die Leistungsfähigkeit 
der Wirtschaft stärken und 
Kapitalflüsse ankurbeln.“ 

 

2. EU-Finanzmarktregulierung auf Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ausrichten 
Die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft muss Fixpunkt der kommenden Wahlperiode sein. Die europäi-

sche Finanzmarktregulierung bremst die Dynamik und die Potentiale der Finanzwirtschaft. Komplexität, 

Granularität und Detailtiefe von gesetzlichen Vorgaben für die Finanzwirtschaft gehören reduziert und Re-

gulierung wo sinnvoll auch zurückgefahren. Die Bundesregierung muss die Vereinfachung der EU-Finanz-

marktregulierung auf die Tagesordnung des Rates setzen. 

 
 

  

„Bei allen Änderungen auf 
nationaler und europäi-
scher Ebene achten wir da-
rauf, dass Kreditinstitute 
nicht über Gebühr belastet 
werden und international 
wettbewerbsfähig bleiben.  
[…] Unser Ziel ist, dass 
Deutschland – der größten 
europäischen Volkswirt-
schaft angemessen – per-
spektivisch der europa-weit 
führende Finanzplatz 
wird.“ 
 
„Die Regulierung überprü-
fen wir fortlaufend auf ihre 
Wettbewerbsfähigkeit und 

„Wir werden sicherstellen, 
dass die Finanzmarktregu-
lierung effektiv bleibt und 
keine neuen Risiken auf 
den Finanzmärkten entste-
hen. Dafür müssen interna-
tionale Standards konse-
quent angewandt werden.“ 
 
„Eine starke Bankenregu-
lierung und eine schlag-
kräftige Bankenaufsicht 
sind die Voraussetzung für 
stabile Finanzmärkte und 
eine sichere Einlagensiche-
rung. Wir setzen uns dafür 
ein, dass die Aufsicht wei-
terhin streng bleibt.“ 

„Funktionierende Finanz-
märkte sind ein essenzieller 
Bestandteil stabiler wirt-
schaftlicher Rahmenbedin-
gungen und einer nachhal-
tigen Investitionsdynamik, 
die für klimaneutrale Er-
neuerung unerlässlich 
sind.“ 

 

 

„Wir stehen für eine zeitge-
mäße Finanzmarktregulie-
rung, die zunehmend die 
Wettbewerbsfähigkeit in 
den Blick nimmt, und für 
eine Aufsicht, die effektiv 
und effizient private Gläu-
bigerinnen und Gläubiger 
schützt, systemische Krisen 
verhindert und den Markt-
teilnehmern ein ‚Level 
Playing Field‘ sicherstellt. 
Wir wollen prüfen, ob die 
bestehende Regulierung 
verhältnismäßig ist. Auch 
hier wollen wir vermeiden, 
dass die Regelungen in 
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gleichen sie mit den Stan-
dards großer, außereuro-
päischer Finanzplätze ab.“ 

Deutschland über die euro-
päischen Mindestanforde-
rungen hinausgehen.“ 

 

3. Sustainable-Finance-Vorgaben überdenken, Anreize zur Übergangsfinanzierung setzen.  
In einer Investitionsdekade dürfen Vorgaben aus Sustainable Finance und ESG-Kriterien der EU-Taxono-
mie nicht die Finanzierung in den Übergang und Strukturwandel konterkarieren. Die kommende Bundes-
regierung muss sich daher für eine kritische Überprüfung und Überarbeitung der EU-Regulierung einset-
zen. Die binären Vorgaben aus der EU-Taxonomie und Green Asset Ratio setzten nicht die richtigen An-
reize, es braucht eine Weiterentwicklung hin zur Übergangsfinanzierung (Transition Finance). Ziel ist, 
marktfähige Anreize für Investitionen in CO2-arme Wirtschaftsprozesse zu setzen, ordnungsrechtliche 
Vorgaben und redundante, inkonsistente Berichtspflichten gehören abgeschafft. 

 

 
 

  

„Belastungen sofort stop-
pen. Das deutsche Liefer-
kettengesetz schaffen wir 
ab. In Europa wollen wir 
Belastungen einen Riegel 
vorschieben, etwa der Re-
gulierung für nachhaltige 
Investitionen (Taxonomie) 
oder der Nachhaltigkeits-
berichterstattung (Corpo-
rate Sustainability Report-
ing).“ 
 

 „Sustainable Finance leistet 
einen wichtigen Beitrag, In-
vestitionen in fossile Ener-
gien unwirtschaftlich und 
Investitionen in Zukunfts-
technologien günstiger zu 
machen. Deutschland soll 
eine führende Rolle bei der 
Verbesserung der 
Sustainable Finance Regu-
lierung spielen. Wir setzen 
uns dabei für mehr Konsis-
tenz und Vereinfachung bei 
der Sustainable Finance-
Regulierung auf europäi-
scher und internationaler 
Ebene ein, mit Fokus auf 
Wirkung und Effizienz. Alle 
Geldanlagen des Staates 
sollen nach Nachhaltig-
keitskriterien angelegt wer-
den.“ 

„Die Erweiterung der be-
stehenden Taxonomie um 
eine Sozial-Taxonomie leh-
nen wir strikt ab.“ 

 
4. Digitalen Euro zum Mehrwert für die deutsche Wirtschaft weiterentwickeln.  
Nicht zuletzt um die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft auszubauen, gehören die Chan-

cen eines Digitalen Euros aus Perspektive der Industrie mitgedacht. Die deutsche Bundesregierung muss 

zu Beginn der Legislaturperiode darauf hinwirken, dass die Europäische Zentralbank ihr Konzept für einen 

Digitalen Euro weiterentwickelt, um in digitalisierbaren Wirtschafts- und Industrieprozessen integriert zu 

werden. Ziel des Digitalen Euros soll nicht der Zahlungsverkehr von Konsumenten sein, sondern ein auf 

digitalen Infrastrukturen (Distributed Ledger Technology) funktionierender tokenisierter Euro für Busi-

ness-to-Business-Anwendungen. Hierin liegt eine wesentliche Chance für die deutsche Wirtschaft. 
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„Digitaler Euro nur bei ech-
tem Mehrwert. Der Einfüh-
rung eines digitalen Euro 
stehen wir dann offen ge-
genüber, wenn er einen 
echten Mehrwert bietet, 
das Bargeld ergänzt, die Fi-
nanzstabilität nicht beein-
trächtigt, die Privatsphäre 
der Verbraucher schützt 
und kostenfrei nutzbar ist.“ 

  „Wir Freie Demokraten ste-
hen für den Erhalt des Bar-
gelds. Wir befürworten, 
wenn es neben dem Bar-
geld eine breite Akzeptanz 
von Kartenzahlungen gibt. 
Ein das Bargeld ergänzen-
der digitaler Euro muss die 
Privatsphäre der Nutzer 
respektieren und sowohl 
online als auch offline nutz-
bar sein. Es darf keinen 
Zwang zur Nutzung des di-
gitalen Euro geben und es 
dürfen keine zusätzlichen 
Risiken für das Finanzsys-
tem entstehen.“ 
 
"Wir begrüßen die Entwick-
lung von Kryptowährungen 
und Digital Ledger Techno-
logie und setzen uns für die 
Zulassung von Krypto-ETFs 
ein. Wir sind offen dafür, 
dass die Europäische Zent-
ralbank und die Deutsche 
Bundesbank Kryptowäh-
rungen wie Bitcoin als 
Währungsreserven verwen-
den. Das kann die Resilienz 
des europäischen Wäh-
rungssystems stärken. 

 
Fazit:  
Die SPD verfolgt in ihrer Finanzpolitik einen sozialistischen Umverteilungsgedanken, indem sie Spitzenvermö-
gen stärker besteuern und öffentliche Mittel für den Strukturwandel einsetzen möchte. Die Grünen erkennen 
zwar die Rolle der Finanzwirtschaft an, setzen aber auf eine Lenkungswirkung durch Sustainable-Finance-Vor-
gaben, ohne die negativen Auswirkungen zu berücksichtigen. Investitionsprämien sind allenfalls in einer 
Phase konjunktureller Schwäche ein geeignetes Instrument. Bei strukturellen Problemen sind sie dagegen ein 
Ermöglicher für teure Mitnahmeeffekte und Treiber für mehr Bürokratie. Die FDP setzt auf die Wettbewerbs-
fähigkeit der Finanzmärkte, fordert eine Überprüfung der Finanzmarktregulierung und eine Vertiefung der 
Banken- und Kapitalmarktunion, bleibt jedoch kritisch gegenüber dem digitalen Euro und sieht Kryptowäh-
rungen als Reserveinstrument. Die CDU/CSU strebt an, Deutschland zum führenden Finanzplatz Europas zu 
machen, fordert jedoch eine stärkere Ausrichtung der Finanzmarktregulierung auf Wettbewerbsfähigkeit und 
vernachlässigt die Rolle des Kapitalmarkts in der Wirtschaft sowie die Chancen des digitalen Euros für die In-
dustrie. 
 
 

 
Außenwirtschaft 
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Deutschland zählt zu den größten Exportnationen der Welt. Der Außenhandel ist von wesentlicher Be-
deutung für Wachstum und Wohlstand Deutschlands. Zugleich hat sich die deutsche Wirtschaft damit 
auch von globalen Entwicklungen abhängig gemacht, sie befindet sich in einer Zeit fundamentaler 
geoökonomischer Umbrüche, auf die sie nur teilweise Einfluss hat. Gerade jetzt braucht es eine klare 
und umfassende Außenwirtschaftsstrategie, mit der sowohl deutsche als auch europäische Interessen 
artikuliert werden. Der Einsatz Deutschlands für eine internationale Regelbindung wird damit essenziell 
für die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Europa. 
 
Für den Wirtschaftsart stehen hierbei drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 
1. Wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen für die Außenwirtschaft: Die deutsche Exportwirt-
schaft ist in besonderem Maße auf freien Handel und freien Kapitalverkehr angewiesen. Gleichzeitig 
sieht sich die Wirtschaft einem zunehmenden Wettbewerb der Rechts- und Wirtschaftssysteme ausge-
setzt. Die deutsche Außenwirtschaftspolitik gehört daher strategisch gedacht und auf klar definierten 
handelspolitischen Interessen ausgerichtet. Die kommende Bundesregierung ist gefordert, zusammen 
mit der EU sich für die Regelbindungen in den internationalen Rahmenwerken von WTO und OECD ein-
zusetzen, um Regeln und Werten durchzusetzen. 
 

 
 

  

„Dazu gehören vor allem die 
Vertiefung des Binnen-
markts, die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit, die 
Vervollständigung sowohl 
der Energieunion als auch 
der Kapitalmarktunion, eine 
stabile Wirtschafts- und 
Währungsunion und eine 
ambitionierte Politik für […] 
Außenhandel […].“ 

„Die Exportkontrolle muss 
effizienter werden. Dazu be-
schleunigen wir Ausfuhrge-
nehmigungen deutlich.“ 

„Wir unterstützen den freien 
Handel […]. Aus Deutsch-
land muss eine resiliente Ex-
portwirtschaft werden.“ 

„Wir brauchen Dialog und 
Zusammenarbeit in den Ver-
einten Nationen und in mul-
tilateralen Foren wie den 
G20.“ 

 

„Eine breitere Streuung un-
serer Wirtschaftsbeziehun-
gen hilft […], Abhängigkei-
ten in kritischen Bereichen 
zu verringern.“ 

 
„[…] deshalb setzen wir uns, 
wo es geboten ist, bei der 
EU-Kommission für Aus-
gleichszölle ein, etwa auf 
Stahl. Wir stärken der EU-
Kommission in ihren Ver-
handlungen mit China über 
Dumping von E-Autos den 
Rücken, um die Interessen 
der europäischen Industrie 
zu wahren.“ 

„Für uns ist klar, dass wir 
gleichzeitig gute Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen 
schaffen müssen. 

Hierzu gehören neue Han-
delsabkommen mit anderen 
Partnern und ein strategi-
sches Auftreten der 

EU gegenüber der subventi-
onierten Überproduktion 
der chinesischen Wirt-
schaft.“ 

 

2. Ambitionierte EU-Handelspolitik im strategischen Interesse Deutschlands: Die EU ist für Frei-
handelsabkommen verantwortlich. Die Bundesregierung wiederum ist gefordert, Unternehmen beim 
Abbau von strategischen Abhängigkeiten und bei der Diversifikation von Zuliefer- oder Absatzmärkten 
zu unterstützen. Daher dürfen Freihandelsabkommen nicht mehr mit klimapolitischen und menschen-
rechtlichen Standards sowie nicht-handelspolitischen Themen überfrachtet werden. Ziel der EU-Han-
delspolitik muss sein, die Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken und sich auf Fragen der Außenwirt-
schaft zu fokussieren. Die nationale Umsetzung der EU-Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) muss unterneh-
mensfreundlich und so standardisiert wie möglich gestaltet sein, redundante oder überbordende Be-
richtspflichten sind abzulehnen. 
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„Bei marktverzerrenden Sub-
ventionen und Exportbeihil-
fen setzen wir auf das EU-An-
tisubventionsverfahren und 
einen wirksamen, internatio-
nal anerkannten Streit-
schlichtungsmechanismus bei 
der Welthandelsorganisa-
tion. Grundsätzlich sind Zölle 
nicht der richtige Weg.“ 
 
„Globaler Handel funktioniert 
nur auf der Basis gleicher 
Rechte und Pflichten. Des-
halb folgen wir dem Grund-
satz der Gegenseitigkeit (Re-
ziprozität).“ 
 
„Wir wollen an engen Wirt-
schaftsbeziehungen zu China 
festhalten, sofern sie auf 
dem Prinzip der Gegenseitig-
keit beruhen. Zugleich wer-
den wir kritische wirtschaftli-
che Abhängigkeiten verrin-
gern, etwa durch die stärkere 
Diversifizierung von Absatz-
märkten, Rohstoffquellen 
und Lieferketten sowie den 
Schutz kritischer Infrastruktur 
und sicherheitsrelevanter 
Technologie.“ 

„Der Abschluss von 
weitreichenden Handels- und 
Investitionsabkommen (bei-
spielsweise das EU-Mercosur-
Abkommen oder die Freihan-
delsverträge der EU mit In-
dien und Australien) sind 
wichtige Meilensteine, um 
robuste Allianzen und Part-
nerschaften zu etablieren. 
Solche Abkommen müssen 
mit unseren sicherheitspoliti-
schen Zielen übereinstim-
men, soziale Rechte wie auch 
Menschenrechte stärken, 
Umwelt und Klima schützen 
sowie langfristige Perspekti-
ven für Wachstum und Wohl-
stand für alle Vertragspar-
teien schaffen.“ 
 
„Mit der EU-Lieferketten-
richtlinie haben wir klare Re-
gelungen und gleiche 
Voraussetzungen für alle Un-
ternehmen in Europa ge-
schaffen.“ 
 
„Wir wollen, dass solche Ab-
kommen künftig einfacher 
gestaltet und schneller zum 
Abschluss gebracht werden 
können. Zu oft werden Ver-
handlungen von einzelnen 
EU-Mitgliedstaaten ausge-
bremst“ 

„Unser Wohlstand und un-
sere wirtschaftliche Resilienz 
und Sicherheit hängen neben 
dem europäischen Binnen-
markt wesentlich von belast-
baren internationalen Part-
nerschaften und vom globa-
len Handel ab. Angesichts ge-
opolitischer Konflikte, protek-
tionistischer Maßnahmen 
und zunehmend 
schärferem internationalen 
Wettbewerb brauchen 
wir eine zukunftsfähige Han-
delsagenda, die sich für 
alle auszahlt.“ 
 
„Hohe Standards bei sozialer 
Gerechtigkeit, Klima- und Na-
turschutz sowie Menschen-
rechten bewahren gleichzei-
tig die heimische Wirtschaft 
vor einem schädlichen Unter-
bietungswettbewerb 
und schützen vor Ausbeutung 
oder Umweltzerstörung in 
anderen Ländern. Wir ver-
handeln entsprechend fol-
gender Prinzipien: rechtsver-
bindliche und einklagbare 
ökonomische, soziale und 
ökologische Standards, eine 
Verankerung des Vorsorge-
prinzips, eine verbindliche 
Verankerung des Pariser 
Klimaabkommens, der zent-
ralen Arbeitsschutzkonven-
tionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) und 
des Übereinkommens zur bi-
ologischen Vielfalt, der Been-
digung der missbräuchlichen 
Nutzung von Schiedsgerich-
ten sowie der Begrenzung 
von zukünftigen Investitions-
abkommen auf direkte Ent-
eignung und Diskriminie-
rung.“ 

„[…] fordern die EU auf, so 
viele Freihandelsabkommen 
wie möglich abzuschließen. 
Wir setzen uns daher dafür 
ein, ausgehandelte EU-Frei-
handelsabkommen sowie 
laufende Verhandlungen vor 
allem mit Indonesien, Austra-
lien, Thailand, den Philippi-
nen und Malaysia zügig ab-
zuschließen.“ 
 
„Wir setzen uns für mehr 
wirtschaftliche Abkommen 
und Investitionspartnerschaf-
ten sowie Partnerschaften im 
Bereich Rohstoffe oder grüne 
Technologien insbesondere 
mit mittleren Mächten 
ein.“ 
 
„Wir unterstützen aber auch 
sektorale Handelsabkom-
men, um einen schnellen 
Fortschritt zu ermöglichen, 
dies könnte beispielsweise 
eine Alternative zu den sto-
ckenden Verhandlungen zu 
einem umfassenden Freihan-
delsabkommen mit Indien 
sein.“ 

 

3. Enge Abstimmung von Entwicklungs- und Außenwirtschaftspolitik: Es müssen die Vorausset-
zungen dafür geschaffen werden, dass die Exportwirtschaft auch neue Märkte in Entwicklungs- und 
Schwellenländern erschließen kann. Hierfür braucht es eine bessere Abstimmung der Instrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit auf die Instrumente der Außenhandelsfinanzierung. Bisherige Anforde-
rungen an das Deckungsinstrumentarium des Bundes wirken als Marktzugangshindernis. Die Absiche-
rungen im Exportgeschäft sollten flexibilisiert und die Vergabebedingungen auf die Marktgegebenheiten 
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in Entwicklungsländer angepasst werden. Zudem verlangen Entwicklungsländer lokale Wertschöpfung 
von Lieferungen und Leistungen. Hierauf hat sich die Entwicklungszusammenarbeit auszurichten. 
 

 
 

  

„Wir sorgen dafür, dass 
sich unsere internationale 
Zusammenarbeit gezielt an 
den strategischen Wirt-
schaftsinteressen Deutsch-
lands orientiert. Außen-
wirtschaftsförderung und 
Entwicklungszusammenar-
beit verzahnen wir dazu 
besser. Wir setzen uns auch 
in der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung da-
für ein, dass die deutsche 
Wirtschaft deutlich stärker 
von staatlich finanzierten 
Entwicklungsprojekten pro-
fitiert.“ 

{Keine Aussage zur Verzah-
nung von Entwicklungszu-
sammenarbeit und Außen-
wirtschaftsinteressen.}  

 
„Wir brauchen ein starkes 
und eigenständiges Ent-
wicklungsministerium, das 
zusammen mit politischen 
Stiftungen, mit NGOs und 
kirchlichen sowie zivilge-
sellschaftlichen Partnern 
wichtige Arbeit bei der Be-
wältigung globaler Krisen 
und bei der Prävention von 
Konflikten leistet. Wir wol-
len, dass mindestens 0,7 
Prozent des Bruttonational-
einkommens (BNE) für öf-
fentliche Entwicklungsleis-
tungen (ODA-Quote) be-
reitgestellt werden.“ 

{Keine Aussage zur Verzah-
nung von Entwicklungszu-
sammenarbeit und Außen-
wirtschaftsinteressen.}  

„Wir Freie Demokraten for-
dern eine strukturelle Neu-
ausrichtung der Entwick-
lungszusammenarbeit 
und ihrer Institutionen. Im 
Ringen um die multilate-
rale Weltordnung müssen 
die Ausgaben für Entwick-
lungszusammenarbeit stra-
tegisch entlang der wirt-
schaftlichen und sicher-
heitspolitischen Interessen 
Deutschlands und der EU 
priorisiert werden“ 
 
„Dazu muss Deutschland 
auch mit regierungsfernen 
Partnern arbeiten und not-
falls die Streichung von 
Budgethilfen prüfen oder 
die Zusammenarbeit mit 
staatlichen Einrichtungen-
beenden.“ 

 
Fazit: 
Die Bedeutung einer klaren Außenhandelsstrategie ist bei allen Parteien ersichtlich. Die CDU/CSU und 
FDP verzahnen europäische und nationale Interessen verstärkt mit der Außenwirtschaft. Das ist positiv 
zu bewerten. Hohe Standards für Handelsabkommen in den Bereichen Menschenrechte und Klima-
schutz finden sich bei SPD und Grüne. Dies ist abzulehnen. Lediglich CDU/CSU und FDP denken Entwick-
lungszusammenarbeit entlang konkreter wirtschaftlicher Interessen. 
 

Verteidigung 
 
Die Sicherheit unseres Landes ist ureigene Aufgabe des Staates, die sowohl die innere Sicherheit als 
auch die Verteidigungsfähigkeit gegenüber äußeren Bedrohungen beinhaltet. Sie umfasst eine Vielzahl 
von Bereichen, darunter das Militär, die Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS), 
den Zivilschutz sowie die Einbindung von Industrie und Infrastruktur. All diese Aspekte müssen in eine 
kohärente Sicherheitsstrategie integriert werden, um den vielfältigen Bedrohungen unserer Zeit wirk-
sam zu begegnen. 
 
Für den Wirtschaftsrat stehen hierbei drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 
1. Planbarkeit gewährleisten und Wehretat stärken: Durch langfristige Rahmenverträge und eine 
nachhaltige Erhöhung des Wehretats muss die Zeitenwende in der Verteidigungspolitik Realität werden. 
Vor dem Hintergrund des jahrzehntelangen Sparkurses in puncto Bundeswehr müssen zum Fähigkeits-
aufbau mindestens 3% des BIP ohne Buchungstricks und dauerhaft investiert werden. Von diesen Mit-
teln sind mindestens 20% investiv auszugeben. 
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„Wir halten die NATO-Ver-
pflichtungen für die Finanzie-
rung unserer Verteidigung 
verlässlich und dauerhaft 
ein. Wir verstehen das aktu-
elle Zwei-Prozent-Ziel der 
NATO als Untergrenze unse-
rer Verteidigungsausgaben, 
um eine vollständig einsatz-
bereite Bundeswehr mit ei-
ner personellen und materi-
ellen Vollausstattung zu er-
möglichen.“ 

„Wir setzen uns daher auch 
zukünftig für eine nachhal-
tige 
Verteidigungsfinanzierung 
von mindestens zwei Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes 
ein. Die Mittel werden wir 
für die nachhaltige Moderni-
sierung der Bundeswehr ein-
setzen(…)“ 

„Wir stehen zu unseren 
Bündnisverpflichtungen 
und dem damit verbundenen 
notwendigen Ausbau 
unserer Fähigkeiten. Dafür 
braucht es verlässliche 
Finanzierung mit einem Ver-
teidigungsetat, der 
dauerhaft die in der NATO 
vereinbarten und auch 
national definierten Ziele 
und Bedarfe erfüllt und 
dafür dauerhaft deutlich 
mehr als 2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts in un-
sere Sicherheit und 
Verteidigungsfähigkeit inves-
tiert. Dies wird nicht 
allein aus laufenden Einnah-
men finanzierbar sein, 
sondern wird mittelfristig 
auch über eine höhere 
Kreditaufnahme finanziert 
werden müssen.“ 

„Hierzu gehört, dass 
Deutschland mindestens das 
2%-Ziel der NATO erfüllt. 
Wenn die NATO höhere Ziele 
vereinbart, werden wir auch 
diese erfüllen und noch mehr 
in unsere Sicherheit investie-
ren. (…)Wir wollen die Bun-
deswehr zur stärksten kon-
ventionellen Streitkraft in 
Europa machen.“ 

 
Verbesserung der Interoperabilität: Multinationale Rüstungskooperationen müssen erleichtert und die 
Interoperabilität der Streitkräfte innerhalb Europas verbessert werden, um eine stärkere und effizien-
tere Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich zu gewährleisten. Der europäische Bedarf muss harmoni-
siert werden, um größere Stückzahlen zu erreichen und damit die Entwicklungskosten auf die Serie bes-
ser verteilen zu können. Systeme, die für die Verteidigung und die innere Sicherheit beschafft werden, 
sollten sich an gemeinsamen Grundlagen und Standards zur Digitalisierung und Interoperabilität orien-
tieren. 
 

    

„Wir streben den Aufbau ei-
nes europäischen Binnen-
marktes für Verteidigungs-
güter mit gemeinsamen Ex-
portregeln an. So wird die 
Exportpolitik für Rüstungs-
unternehmen verlässlicher. 
Länderübergreifende Koope-
ration der Verteidigungsin-
dustrien in Europa wollen 
wir noch konsequenter und 
zielstrebiger vorantreiben.“ 

„Dafür setzen wir auf ver-
stärkte Kooperation der EU-
Mitgliedstaaten, etwa bei 
gemeinsamer Beschaffung 
von Ausrüstung und Gerät, 
bei gemeinsamen Manö-
vern, standardisierten Aus-
bildungskonzepten sowie der 
schrittweisen Integration na-
tionaler Einheiten in multi-
nationale Strukturen. 
Ein sicheres Europa braucht 
eine gut aufgestellte europä-
ische Verteidigungsindustrie, 
mit 

„Deutschland und Europa 
müssen unabhängig 
von der US-Politik mehr Ver-
antwortung für ihre 
Sicherheit und darüber hin-
aus übernehmen. Das 
können wir wirksamer und 
kosteneffizienter bewerkstel-
ligen, 
je enger wir in der EU zu-
sammenarbeiten.(…) Ineffizi-
ente Doppelstrukturen 
unter EU-Mitgliedstaaten 
wollen wir zugunsten 
gemeinsamer Entwicklung, 
Produktion und Beschaffung 

„Dementsprechend müssen 
die europäischen NATO-Part-
ner mehr Verantwortung 
übernehmen. Voraussetzung 
hierfür ist, die Zusammenar-
beit der EU-Partner in der 
NATO enger zu verzahnen.“ 
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wettbewerbsfähigen europä-
ischen Unternehmen, sodass 
wir die Beschaffung künftig 
deutlich stärker über den eu-
ropäischen Markt abdecken 
können.“ 

von Rüstungsgütern ab-
bauen.“ 

 
 
Förderung der Exporte von Rüstungsgütern: Die deutschen Exportregeln sind zu restriktiv. Innerhalb 
der EU müssen Rüstungsexporte genehmigungsfrei erfolgen. Deutschland muss bei Exportkampagnen, 
die im nationalen Interesse liegen, politische Unterstützung einschließlich staatlicher G-to-G-Geschäfte 
(Government-to-Government) leisten. Zu diesem Zweck muss eine zentrale Stelle im Bundeskanzleramt 
geschaffen werden, die koordinativ und weisungsbefugt tätig wird. 
 

    

„Wir streben den Aufbau ei-
nes europäischen Binnen-
marktes für Verteidigungs-
güter mit gemeinsamen Ex-
portregeln an. So wird die 
Exportpolitik für Rüstungs-
unternehmen verlässlicher. 
Länderübergreifende Koope-
ration der Verteidigungsin-
dustrien in Europa wollen 
wir noch konsequenter und 
zielstrebiger vorantreiben.“ 

„Wir setzen uns für eine ge-
meinsame und koordinierte 
europäische Rüstungsexport-
politik ein. Dabei ist 
uns wichtig, dass sich eine 
solche Politik an gemeinsa-
men Werten und strategi-
schen Prioritäten orientiert. 
Europäische Rüstungsgüter 
dürfen nicht in falsche 
Hände geraten.“ 

„Ein bedarfsorientierter 
europäischer Rüstungsmarkt 
und eine restriktive 
gemeinsame Exportpolitik 
sind zwei Seiten einer 
Medaille. Wir wollen klare, 
transparente und an 
Menschenrechten, unseren 
Werten und Sicherheitsinte-
ressen 
orientierte Kriterien für Rüs-
tungsexporte 
auf nationaler und europäi-
scher Ebene gesetzlich 
verankern – mit vorangehen-
den Risikoanalysen, 
einklagbaren Sanktionsmög-
lichkeiten und Endverbleibs-
kontrollen.“ 

„Wir sind überzeugt, dass 
Rüstungsexporte ein legiti-
mes Mittel der Außen- und 
Sicherheitspolitik sind. Denn 
sie dienen dazu, strategische 
Partnerschaften zu stärken 
und die Stabilität in geopoli-
tisch wichtigen Regionen zu 
sichern.“ 

 
Fazit: 
Die Bedeutung von Sicherheit und Verteidigung ist parteiübergreifend endlich angekommen. Die Zielbe-
kenntnisse sind überzeugend, und es wird weitgehend ein Konsens über eine ausreichende Finanzierung 
deutlich. Lediglich die Grünen scheinen die Dringlichkeit noch nicht vollständig erkannt zu haben, wenn 
bereits im Wahlprogramm eine restriktive Exportpolitik angekündigt wird. 
 
 

Digitale Transformation 
 
Der inzwischen immense Digitalisierungsstau ist großenteils vor allem auf die mangelnde Fähigkeit der 
vergangenen Bundesregierungen zurückzuführen, Digitalisierungschancen zielgerichtet anzugehen und 
umzusetzen. So hat die scheidende Bundesregierung bspw. bisher nur knapp ein Drittel ihrer Digitalvor-
haben umsetzen können. Für die Digitalisierung des Wirtschaftsstandortes Deutschlands kommt es da-
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her jetzt darauf an, das Tempo der Digitalisierung nicht nur anzuziehen, oder gar zu verdoppeln, son-
dern zu vervierfachen, damit die Digitalisierung Deutschlands kein Projekt von Jahrzehnten wird, son-
dern in der Fläche bereits in der nächsten Legislaturperiode substanziell fortschreitet.  
 
Für den Wirtschaftsrat stehen daher drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 
4 Stärkung der digitalen Transformations- und Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands: Zur Errei-
chung dieses Ziels fordert der Wirtschaftsrat die Einrichtung eines eigenständigen Digitalministeriums, 
das durch klare Zuständigkeiten und die Bündelung von Ressourcen Fortschritte in der Digitalisierung 
effektiv steuern kann. Ebenso entscheidend ist die flächendeckende Digitalisierung von Schulen und die 
Vermittlung von Digital- und Medienkompetenzen, um künftige Fachkräfte für den digitalen Wandel zu 
qualifizieren. Darüber hinaus muss die digitale Infrastruktur durch eine interoperable Cloudstrategie und 
die konsequente Vernetzung öffentlicher Register verbessert werden, um Unternehmen zu entlasten 
und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands nachhaltig zu stärken. 
 

    

„Wir bündeln die Verantwor-
tung für Infrastruktur, Da-
tenpolitik, KI, Plattformen 
und digitale Dienste, Verwal-
tungsdigitalisierung und mo-
dernes Regierungshandeln. 
Dazu richten wir ein Bundes-
digitalministerium ein.“ 

„Die Digitalisierung der deut-
schen öffentlichen Verwal-
tung hat hohe Priorität. […] 
Wir werden alle Zuständig-
keiten der Verwaltungsdigi-
talisierung in einem Ministe-
rium bündeln und dieses mit 
den nötigen finanziellen Mit-
teln und Befugnissen aus-
statten.“ 

„Der Schlüssel zur Beschleu-
nigung der Digitalisierung 
Deutschlands liegt in der 
Überwindung der Grenzen 
der unterschiedlichen IT-Sys-
teme von Unternehmen, Be-
hörden und Forschungsein-
richtungen durch Interopera-
bilität.“ 

„Ohne eine leistungsfähige 
digitale Infrastruktur funkti-
oniert unser Land nicht. Ver-
altete Strukturen werden wir 
überwinden: Wir werden da-
für ein Bundesministerium 
für Digitalisierung einrichten, 
das sich aus bestehenden 
Abteilungen anderer Mini-
sterien bildet und das als 
zentrale Instanz die Digitali-
sierung der Verwaltung bun-
desweit einheitlich steuert.“ 

 

5 Aufbau einer global marktfähigen Datenökonomie: Damit dies gelingt fordert der Wirtschafts-
rat u. a., dass Daten zukünftig stärker als Wertschöpfungspotential verstanden werden, statt deren Nut-
zung immer weiter einzuschränken bzw. zu erschweren. Hierzu braucht es eine Modernisierung der 
DSGVO, klare Regeln und einheitliche Interpretation der Datenschutzaufsichtsbehörden. Hinzu kommt 
die Notwendigkeit eines Regulierungsmoratorium für die Datennutzung, um weitere Überschneidungen 
und Widersprüche zu verhindern und Kohärenz zu fördern. Der Aufbau von rechtssicheren und souverä-
nen Datenräumen sowie die Schaffung einer Datenunion für den freien Fluss von Daten und Metadaten 
zum Skalieren von Datengeschäftsmodellen und -anwendungen durch EU-weite Rechtssicherheit ist 
ebenfalls von zentraler Wichtigkeit. 
 

    

„Wir machen die Datenschutz-
Grundverordnung alltagstaug-
lich. Es braucht mehr standardi-
sierte Verfahren, etwa für 

„Ein Schlüssel dafür ist der 
digitale Datenaustausch 
zwischen allen Behörden. Er 

Um das große Potenzial 
von Datenkollaboration 
für Innovation und Pro-
duktivität zu heben, muss 

„Auch im Datenschutz ist Bü-
rokratieabbau dringend not-
wendig. Wir Freie Demokra-
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Werkstätten und Arztpraxen so-
wie beim Austausch mit und 
zwischen staatlichen Behörden. 
Die Vertragsfreiheit auch in Be-
zug auf Daten muss erhalten 
bleiben. Die bestehenden Dop-
pelstrukturen zum Datenschutz 
auf Bundes- und Landesebene 
müssen abgebaut werden.“ 

 

„Wir steuern klar um und ma-
chen mit neuem Pragmatismus 
aus der Datenschutzpolitik eine 
echte Datenchancenpolitik. [...] 
Anstelle von Datenminimierung 
setzen wir auf Datensouveräni-
tät und Datensorgfalt: Jeder 
muss selbst bestimmen können, 
wann, wo und wozu Daten von 
ihm erhoben und genutzt wer-
den.“ 

muss problemlos funktio-
nieren. Dafür wollen wir ein 
System der einmaligen 
Übermittlung von Daten 
aufbauen und den dafür 
notwendigen Staatsvertrag 
zwischen Bund und Ländern 
zügig abschließen.“ 
 
„Wir setzen die Registermo-
dernisierung um und bauen 
plattformbasierte Lösungen 
zur Antragsbearbeitung 
auf. Dazu gehört, dass wir 
das Ausländerzentralregis-
ter (AZR) modernisieren und 
es zur zentralen Informati-
onsplattform im Ausländer- 
und Asylrecht machen. Da-
ten werden nur einmal er-
fasst und allen relevanten 
Behörden digital bereitge-
stellt.“ 

die Umsetzung des Da-
tenschutzes einfacher und 
weniger bürokratisch 
werden. Die Datenschutz-
grundverordnung muss 
effizienter und einheitli-
cher umgesetzt werden – 
auch um Doppelregulie-
rung und unklare Zustän-
digkeiten zu vermeiden. 
Eine Reform beim Daten-
schutz hin zu Einheitlich-
keit, Verlässlichkeit und 
Einfachheit ist nötig, etwa 
durch die Bündelung von 
Zuständigkeiten für be-
stimmte Sektoren oder 
Forschung bei einzelnen 
Aufsichtsbehörden“ 

ten wollen die Datenschutz-
aufsicht vereinheitlichen und 
so für eine einheitliche Ausle-
gung und Anwendung des 
Datenschutzrechts sorgen.“ 
 
„Wir fordern den Aufbau ei-
ner zukunftsfähigen Dateninf-
rastruktur und die Reform der 
zersplitterten Datenschutz-
aufsicht, um die Innovations-
kraft und Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft 
zu stärken.“ 

 

6 Flächendeckende Digitalisierung von Schulen und eine umfangreichere Vermittlung von Digi-
tal- und Medienkompetenzen in der Breite der Gesellschaft: Der Wirtschaftsrat fordert dafür die Be-
reitstellung von Bundesmitteln bis 2030 in Höhe von ca. 5 Mrd. EUR und von den Ländern in vergleich-
barer Höhe, damit die digitale Transformation des Schulsystems fortschreitet und in den nächsten Jah-
ren und nicht Jahrzehnten flächendeckend auch umgesetzt wird. Im Zentrum steht die Schaffung adapti-
ver Lern- und Bildungsmöglichkeiten, Bereitstellung einer leistungsfähigen IT-Infrastruktur, mobile End-
geräte und digitale Tafeln. Auch die Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften, um Daten, Automatisie-
rungs- und KI-Themen verständlich und praxisnah zu vermitteln muss zukünftig mehr in den Fokus ge-
rückt werden. Außerdem muss die Stärkung der Medienkompetenz in den Schulen und der Breite der 
Bevölkerung vermehrt gefördert werden, um alle Teile unserer Gesellschaft zu befähigen, Falschnach-
richten zu erkennen und eigenständige Entscheidungen zu treffen und Meinungen zu bilden.  
 

    

„Weiterführende Schule heute 
heißt auch digitale Schule. Da, 
wo es sinnvoll ist, wird mit Tab-
let, E-Book und Whiteboard ge-
arbeitet. Zudem muss die 
Schule neben der Medienbil-
dung und Informatik auch kriti-
sches Denken, Kreativität, Kom-
munikation und Kollaboration 
fördern.“ 
 
„DigitalPakt Schule 2.0. Damit 
legen wir den Fokus auf digitale 
Infrastruktur, digitale Lehr- und 
Lernprogramme sowie auf die 

„Auch der Digitalpakt 
Schule muss fortgesetzt und 
inhaltlich weiterentwickelt 
werden. Der ab 2026 
schrittweise geltende 
Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung für Grund-
schulkinder ist für mehr 
Chancengleichheit ebenso 
zentral wie für mehr Ver-
lässlichkeit in der Bildung – 
und er gilt!“ 
 
Medienkompetenz ist eine 
Grundkompetenz im digita-
len Zeitalter. Wir setzen uns 

„Die Digitalisierung unse-
rer Schulen begreifen wir 
als Daueraufgabe von 
Bund, Ländern und Kom-
munen, in die wir weiter 
investieren werden. Ge-
nau wie in den Ausbau 
guter ganztägiger Bil-
dungs- und Betreuungs-
angebote.“ 

„Wir fördern die digitalen 
Fähigkeiten, Medienkom-
petenz, Bildung für nach-
haltige Entwicklung und 
politische Bildung.“ 

„Durch einen Digitalpakt 2.0 
von Bund und Ländern wollen 
wir die technische Moderni-
sierung der Schulen vorantrei-
ben und digitale Lehre in der 
Aus- und Weiterbildung der 
Lehrkräfte verankern.“ 
 
„Wir Freie Demokraten for-
dern mehr Raum für wirt-
schaftliche und finanzielle Bil-
dung, MINT-Themen, Demo-
kratie und Politik sowie Medi-
enkompetenz. Wir setzen uns 
insbesondere für die bundes-
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forschungsbasierte Qualifizie-
rung von Lehrkräften und Schul-
leitungen. Datenschutz muss 
auch hier pragmatisch sein.“ 

dafür ein, Programme zur 
Förderung der Medien- und 
Nachrichtenkompetenz für 
alle Altersgruppen auszu-
bauen, um Manipulation 
und Desinformation entge-
genzuwirken. 

 

 

 

weite Einführung der Schulfä-
cher Wirtschaft und Informa-
tik ein.“ 

 

Fazit: 
Neben der CDU/CSU verstehen auch die SPD und FDP die Notwendigkeit eines eigenständigen Digitalmi-
nisteriums zur Beschleunigung der Digitalisierung Deutschlands. Beim Thema Datenschutz sind sich alle 
Parteien einig: hier braucht es einen wirtschafts- und innovationsfreundlicheren Ansatz. Auch die Förde-
rung der Medienkompetenz ist ein Anliegen aller Parteien, wobei lediglich die CDU/CSU und die FDP 
auch den Fokus auf die Digitalisierung von Schulen und die Vermittlung von Digitalkompetenzen legt.  

 
 
Künstliche Intelligenz 
 
KI ist der wichtigste Katalysator für Innovation- und Produktivitätssteigerungen des 21. Jahrhunderts 
und damit entscheidend für die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Um Deutschland zu ei-
nem globalen Spitzenreiter in der Entwicklung und Anwendung von KI-Technologien zu machen und 
eine tiefgreifende Verankerung von Künstlicher Intelligenz in der Wirtschaft und Gesellschaft zu errei-
chen braucht es neben dem Ausbau einer KI-gerechten Infrastruktur, vor allem auch die Entwicklung 
und Umsetzung einer „KI anwenden“-Strategie, die Schaffung globaler Regeln und Justierung des beste-
henden Rechtsrahmens, die Schaffung national einheitlicher Regeln für KI-Entwicklungen und Anwen-
dungen, eine Integration von KI in Lehrpläne und Weiterbildungsangeboten sowie eine Umsetzung ziel-
gerichteter Maßnahmen zur Stärkung von KI-Innovationen in Deutschland. 
 
Für den Wirtschaftsrat stehen daher drei zentrale Punkte im Vordergrund: 
 

4. Zügigen Ausbau einer KI-gerechten Infrastruktur: Hierzu fordert der Wirtschaftsrat die Schaf-
fung einer AI-Ready Digitalen Infrastruktur zur Erfassung, Speicherung und Analyse großer Datenmen-
gen, begleitet von klaren Datenschutz- und Sicherheitsstandards sowie ausreichenden Frequenzen für 
WLAN und mobile Funktechnologien. Es muss zudem der Aufbau von KI-Fabriken in Deutschland und 
Europa für den Zugang zu Hochleistungsrechenkapazitäten und Speicherdiensten sowie die Sicherstel-
lung einer hohen Datenverfügbarkeit durch den Aufbau von rechtssicheren und souveränen Datenräu-
men ermöglicht werden. Für den Betrieb von wirtschaftlich und ökologisch nachhaltigen Rechenzentren 
ist die Förderung von klimafreundlichen und wetterunabhängigen Energiequellen notwendig.  
 

    

„Wir gehen in die Offensive und 
stellen klar: Digitalisierung so-
wie souveräne KI- und Cloudan-
wendungen sind kein Luxus, 
sondern die entscheidende Vo-
raussetzung für die Re-Industri-
alisierung unseres Landes. Wir 
brauchen ihre Innovationskraft, 

„Unsere Polizei soll automa-
tisierte (KI-basierte) Daten-
analysen vornehmen kön-
nen.  
 
„Wir machen das Bundes-
amt für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI) zu 

„Wir werden die Digitali-
sierung der Wirtschaft 
und die Entwicklung von 
digitalen Geschäftsmodel-
len erleichtern. Dazu wol-
len wir die Anwendung 
von Künstlicher Intelligenz 

„Wir Freie Demokraten wol-
len die Nutzung klimafreund-
licher Zukunftstechnologien 
wie Kernfusion und sicherer 
Kernkraftwerke ohne Subven-
tionen ermöglichen. [...] Für 
die Kernfusion wollen wir ei-
nen innovationsfreundlichen 
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um wieder wettbewerbsfähig 
zu sein. Dafür brauchen wir 
hochleistungsfähige digitale Inf-
rastrukturen, insbesondere 
auch starke Rechenzentren.“ 
 
„Für klimafreundliche Energie 
stellen wir eine technologieof-
fene Energieforschung sicher. 
Forschungskooperationen 
bauen wir auch über die Ener-
gieunion hinaus aus.“ 

einer Zentralstelle in der Cy-
ber- und Informationssi-
cherheit. Zudem stärken wir 
die Kompetenzen der Si-
cherheitsbehörden gegen 
Cybercrime. […] Dabei ge-
währleisten wir den Schutz 
der Daten der Nutzerinnen 
und Nutzer, stärken die IT-
Sicherheitsmaßnahmen der 
Unternehmen und ihre Ver-
antwortung.“ 

(KI), die Etablierung ro-
buster Cybersicherheits-
standards sowie die Stär-
kung digitaler Kompeten-
zen in Unternehmen ge-
zielt fördern und Daten-
schutzbürokratie ab-
bauen.“ 

Rechtsrahmen außerhalb des 
Atomrechts schaffen.“ 

 

5. Entwicklung & Umsetzung einer nationalen „KI anwenden“-Strategie: Teil einer solchen Strate-
gie muss u.a. der Aufbau von bundesweiten KI-Zentren als Teil funktionierender Ökosysteme sein, die 
den Einsatz von KI im Mittelstand voranbringen. Zudem kommt es auf die Schaffung von Informations-
angeboten, Best Practices Sharing und Anreize zu Stärkung einer breiten Anwendung in der Wirtschaft 
an. Ergänzt müssen diese Maßnahmen durch die Entwicklung eines KI-Registers, in welchem staatliche 
Stellen umfassend über die von ihnen eingesetzten KI-Systeme in der öffentlichen Verwaltung informie-
ren; durch gezielte Weiterbildung von Mitarbeitenden in der öffentlichen Verwaltung und in Unterneh-
men; und durch eine „KI-anwenden“-Kampagne, welche über die Anwendungsmöglichkeiten von KI auf-
klärt und so eine breite Akzeptanz und Nutzungsbereitschaft von KI im Mittelstand und der Breite der 
Gesellschaft sicherstellt. 
 

    

„KI in Mittelstand und Wissen-
schaft stärken. Dazu bauen wir 
mit Partnern aus der Wirtschaft 
eine branchenspezifische Mit-
telstandsberatung auf. Wir 
starten eine auf Hochschulen 
für Angewandte Wissenschaf-
ten (HAW) zugeschnittene Initi-
ative ‚KI im Mittelstand‘. Das 
Ziel ist eine niedrigschwellige 
Förderung von Transferprojek-
ten in Kooperation von kleinen 
und mittleren Unternehmen 
und HAW.“ 
 
 

„Mit fundamental neuen 
Technologien wie der 
Künstlichen Intelligenz (KI) 
oder der Quantentechnolo-
gie muss sich auch die Inno-
vationspolitik des Bundes 
wandeln. Für uns steht des-
halb die Weiterentwicklung 
der KI-Strategie an erster 
Stelle. Der Fokus soll dabei 
insbesondere auf der Ent-
wicklung systemischer Inno-
vationen liegen. 

„Dazu zählen unter ande-
rem der Aufbau von bran-
chenspezifischen KI-Ökosys-
temen sowie die Entwick-
lung generativer Sprachmo-
delle für die Bereiche Medi-
zin, Materialforschung und 
Bildung. Dabei soll auf die 
bestehenden Strukturen der 
KI-Landschaft in Deutsch-
land aufgebaut und in die 
Recheninfrastruktur und 

„Durch Modernisierung 
und Automatisierung, 
auch durch den Einsatz 
von KI, kann der Arbeits-
aufwand für Verwal-
tungsprozesse geringer 
werden.“ 

„Wir schaffen zudem pas-
sende Rahmenbedingun-
gen für interoperable 
Standards und für einen 
sicheren und effizienten 
Datenaustausch entlang 
der gesamten Wertschöp-
fungskette.“ 

„Wir wollen KI-gestützte und 
adaptive Lernmethoden in 
den Schulalltag integrieren, 
indem wir analog zum Gov-
Tech-Campus einen Campus 
für Bildungsinnovationen 
schaffen. Dieser vernetzt Bun-
desländer und Kommunen 
mit innovativen Akteuren der 
Tech-Szene und der ange-
wandten Forschung.“ 

Wir Freie Demokraten setzen 
uns dafür ein, dass die Chan-
cen der Künstlichen Intelli-
genz (KI) in der Justiz genutzt 
werden. Diese wollen wir kon-
sequent ausloten, ohne dass 
KI richterliche Entscheidun-
gen ersetzt. Dazu müssen ge-
richtliche Entscheidungen als 
Trainingsdaten zur Verfügung 
stehen.“ 
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Kompetenzen an Hochschu-
len in der Breite investiert 
werden.“ 

 

6. Globale KI-Regeln, national einheitliche Regeln und eine Justierung des Rechtsrahmens: Der 
Wirtschafsrat fordert die Harmonisierung internationaler Standards für die Entwicklung und Anwendung 
von KI verbunden mit klaren Mechanismen zur Durchsetzung der vereinbarten globalen Richtlinien. Zu-
dem braucht es eine kontinuierliche Evaluierung der durch die Umsetzung des EU AI Acts in nationales 
Recht entstehenden wirtschaftlichen Auswirkungen. Die nationale KI-Aufsichtsbehörde muss zentral bei 
der Bundesnetzagentur angesiedelt werden. Für die vollständige Nutzung des KI-Potentials in Deutsch-
land müssen bundesweit einheitliche Regulierungen und Rechtsauslegungen sichergestellt werden. Es 
darf keine Rechtsunsicherheit und Kompetenz-Wirrwarr geben. Zudem braucht es einen unabhängigen 
Nationalen KI-Ethikrats, der die ethischen, sozialen und rechtlichen Implikationen von Künstlicher Intelli-
genz für die Gesellschaft überwacht und gemeinsam mit der Wirtschat Lösungen zum Einsatz von KI im 
Einklang mit gesellschaftlichen Werten und ethischen Prinzipien erarbeitet und auf internationaler 
Ebene einbringt. 
 

    

„Die Verordnung der EU („AI 
Act“) muss verantwortungsvoll, 
bürokratiearm und innovati-
onsoffen umgesetzt und wei-
terentwickelt werden. Eine 
Übererfüllung lehnen wir strikt 
ab. Wir fördern und beschleuni-
gen KI-Forschung, unterstützen 
die Entwicklung von Anwen-
dungen und ermöglichen Frei-
räume.“ 

- „Wir wollen KI im Rahmen 
unserer gemeinsamen 
Werte einsetzen, um 
große Innovationspoten-
ziale zu heben und einen 
effektiven Schutz der 
Menschenrechte und Dis-
kriminierungsfreiheit zu 
gewährleisten. Die Euro-
päische Union (EU) hat 
mit der KI-Verordnung ei-
nen wichtigen Grundstein 
der Regulierung vorge-
nommen. Diese muss nun 
möglichst unbürokratisch 
umgesetzt werden.“ 

Wir wollen Deutschland zu ei-
nem der stärksten Standorte 
für künstliche Intelligenz in 
der Welt machen. Der wich-
tigste Standortfaktor ist dabei 
die Verfügbarkeit von Trai-
ningsdaten. Den europäi-
schen AI-Act wollen wir in der 
Umsetzung deutlich innovati-
onsfreundlicher gestalten. Ei-
nen vereinfachten Zugang zu 
Forschungsdaten wollen wir 
über ein Forschungsdatenge-
setz rechtssicher ermögli-
chen. 
 

 
Fazit: 
Die Chancen und Vorteile von Künstlicher Intelligenz für die Wirtschaft und unsere Gesellschaft werden 
zwar von allen Parteien gesehen, es sind aber vor allem die CDU/CSU und die FDP, die nachdrücklich 
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bspw. eine unbürokratische Umsetzung und innovationsfreundliche Weiterentwicklung des EU AI Acts 
und die Förderung der Integration von KI in Wirtschaft und Verwaltung in Aussicht stellen.  
 
 
 

Startups 
 
Um den Innovationsstandort Deutschland wieder nach vorne zu bringen und die großen Aufgaben unse-
rer Zeit zu bewältigen braucht Deutschland ein leistungsstarkes Startup-Ökosystem. Es braucht mehr 
junge Unternehmen, die neue innovative Geschäftsmodelle aufbauen, Herausforderungen unserer Zeit 
lösen und die Produktivität unserer Wirtschaft und damit verbundene Wettbewerbsfähigkeit wieder 
steigern. Dafür braucht es jedoch die richtigen Rahmenbedingungen, die bislang an entscheidenden 
Stellen nicht gegeben sind. 
 
Für ein leistungsstarkes Startup-Ökosystem stehen für den Wirtschaftsrat drei zentrale Punkte im Vor-
dergrund: 
 

1. Ausreichende Verfügbarkeit von Risko- und Wachstumskapital: Hierfür braucht es neben dem 
großen Ziel einer vollendeten Kapitalmarktunion auf europäischer Ebene und die Schaffung einer euro-
paweit einheitlichen Rechtsform für Start-ups, vor allem auch einen zweiten Zukunftsfonds in Höhe von 
100 Mrd. Euro mit einer Laufzeit bis 2035 für insbesondere die großvolumige Finanzierungsrunden. Da-
für muss mehr Kapital privater institutioneller Investoren wie von Versicherungen, Stiftungen, Pensions-
fonds, ähnlich wie in Schweden aktiviert werden. Außerdem braucht es die verstärkte Positionierung 
des Staats als strategischer Ankerkunde mit vorkommerzieller Beschaffung. D.h. Entwicklungsaufträge 
für Produkte und Dienstleistungen im Wettbewerb zu vergeben, noch bevor diese fertig sind. Und nicht 
zuletzt ist es wichtig auch die steuerliche Last von Startups selbst abzubauen sowie die steuerlichen Be-
dingungen von Wagniskapitalgebern attraktiver zu machen, um mehr Geld dem Startup-Ökosystem zu-
zuführen. 
 

    

„Wir bauen die Gründungsfi-
nanzierung für innovative Un-
ternehmen aus und schaffen at-
traktive steuerliche Bedingun-
gen für Wagniskapital. Den be-
stehenden Zukunftsfonds bauen 
wir weiter aus, um die Kapital-
ausstattung in der kosteninten-
siven Wachstumsphase sicher-
zustellen.“ 
 
„Wir wollen die Kapitalmark-
tunion zügig vertiefen und den 
Binnenmarkt für Finanzdienst-
leistungen stärken. Denn jeder 
Euro, der hier angelegt wird, ist 
gut für Wachstum, Arbeits-
plätze und Wohlstand in Eu-
ropa.“ 

„Der europäische Binnen-
markt ist von enormer Be-
deutung für die wirtschaftli-
che Entwicklung in Deutsch-
land und außerdem Motor 
für den europäischen Wohl-
stand. […] Wir werden die 
Banken- und Kapitalmark-
tunion vorantreiben und 
das Umfeld für Innovatio-
nen und Zukunftstechnolo-
gien durch privates Kapital 
dauerhaft stärken.“ 
 
„Wir schaffen einen 
Deutschlandfonds, der öf-
fentliches und privates Ka-
pital mobilisiert, um die 
wichtigen Investitionsbe-
darfe erfüllen zu können – 

„Trotz der gemeinsamen 
Währung orientieren sich 
die Kapitalmärkte der EU-
Mitgliedstaaten häufig 
noch an nationalen 
Staatsgrenzen. Die unein-
heitliche Regulierung 
hemmt Investitionen aus 
dem Ausland und 
schränkt Finanzierungs-
möglichkeiten für in der 
EU ansässige Konzerne 
ein. Aber auch kleine und 
mittelständische Firmen 
leiden, etwa unter dem 
vergleichsweise unterent-
wickelten europäischen 
Markt für Eigenkapitalin-
strumente und Schuldver-

„Kapitalsammelstellen wie 
Versicherer und Pensions-
fonds sollen stärker in Aktien 
und Venture Capital investie-
ren können. Damit erhöhen 
wir privates Kapital im immer 
noch zu kleinen deutschen 
Venture-Capital-Markt.“ 
 
„Wir wollen die Banken- und 
Kapitalmarktunion vertiefen. 
[…] Wir müssen steuerliche 
Rahmenbedingungen für pri-
vate Investoren in Deutsch-
land, wie mit der WIN-Initia-
tive vorgeschlagen, verbes-
sern.“ 
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etwa bei Strom- und Wär-
menetzen, beim Wasser-
stoffnetz, bei den E-Lade-
säulen oder beim Woh-
nungsbau. […] Staatliches 
Geld ist nur die eine Seite. 
Zugleich soll privates Kapi-
tal mobilisiert werden. 
Große institutionelle Anle-
ger wie zum Beispiel Versi-
cherungen oder Pensions-
kassen können so ebenfalls 
in diese Unternehmen und 
Einrichtungen investieren.“ 

schreibungen. Wir wer-
den uns europäisch für 
eine rasche Vollendung 
der Kapitalmarkt- und 
Bankenunion einsetzen.“ 

 

„Es ist absolut entschei-
dend, dass wir nicht nur 
gute Ideen entwickeln, 
sondern dass daraus auch 
starke neue deutsche Un-
ternehmen entstehen. 
Hier haben wir bisher im 
Vergleich zu den USA oder 
China eine große Schwä-
che beim Zugang zu Fi-
nanzierung. Wir erleich-
tern deshalb den Zugang 
zu Wagniskapital durch 
die Fortsetzung der WIN-
Initiative, um jungen in-
novativen Unternehmen 
durch verbesserte steuer-
liche, rechtliche und fi-
nanzielle Rahmenbedin-
gungen einen einfacheren 
Zugang zu privatem Kapi-
tal zu ermöglichen. 

 

2. Transfer von Forschungsprojekten zu Innovationen: Erfolgreiche Ausgründungen aus Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen, die den Transfer von Forschungsprojekten zu Innovationen, die auch 
auf dem Weltmarkt ankommen, ermöglichen, sind von grundlegender Wichtigkeit für ein funktionieren-
des Startup-Ökosystems. Hierfür müssen die bereits angedachten zukünftigen Startup Factories bundes-
weit ausgerollt werden. Weiter müssen Bürokratie und Berichtspflichten für Forschende abgebaut wer-
den, die Forschungseinrichtungen verstärkt an ihrem Erfolg der Ausgründungen gemessen werden, 
mehr Geld in die Forschung und Entwicklung investiert werden und das Unternehmertum fester Be-
standteil des Bildungsauftrags an Universitäten werden. 
 

    

„Gründen und Ausgründen aus 
Wissenschaftseinrichtungen vo-
rantreiben. Dazu legen wir eine 
nationale Patent- und Ausgrün-
dungsstrategie mit Best Prac-
tice-Standards auf.“ 
 
„Ausgründungen und der Trans-
fer hin zu marktfähigen Lösun-
gen müssen besser gelingen. 
Mit „Made in Germany“ wieder 
an die Spitze!“ 

„Außerdem wollen wir den 
Übergang von der For-
schungsidee bis hin zur 
Marktreife gezielt unter-
stützen. Dabei spielen Inku-
batoren, Gründungszentren 
und regionale Innovations-
cluster wichtige Rollen.“ 
 
„Wir werden die Wissen-
schafts- und Innovationspo-
litik in eine neue Ära führen, 
indem wir den Beitrag der 

„Ausgründungen aus 
Hochschulen werden wir 
erleichtern, die EXIST-
Hochschulförderung auf 
mehr Universitäten aus-
weiten und den Transfer-
auftrag für Hochschulen 
und außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen 
stärken.“ 

 

„Wir wollen Kräfte durch 
Public Private Partnerships 
bündeln und die steuerliche 
Forschungsförderung weiter 
stärken. Deutschland muss 
wieder ein attraktiver Stand-
ort für Spitzenforscher wer-
den. Die Deutsche Agentur 
für Transfer und Innovation 
muss zügig gegründet wer-
den.“ 
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Wissenschaft für die Trans-
formation und die Ausbil-
dung von Fachkräften stär-
ken.“ 

„Die deutsche Forschung 
soll Weltspitze bleiben. 
Wir wollen erreichen, 
dass Staat und Unterneh-
men mindestens 3,5 Pro-
zent der Wirtschaftsleis-
tung in Forschung und 
Entwicklung investieren.“ 

„Wir Freie Demokraten wol-
len das Potenzial der berufli-
chen Bildungszentren besser 
nutzen und diese zu regiona-
len Innovations- und Gründer-
zentren ausbauen.“ 

 

3. Bürokratieabbau und unkompliziertere Einstellung von ausländischen Talenten:  Für weniger 
Bürokratie bei der Gründung braucht es eine zentrale digitale Plattform (One-Stop-Shop) über die alles 
für die Gründung Notwendige geregelt werden kann. Im globalen Wettstreit um Talente müssen alle 
Hürden, die es hochqualifizierten Fach- und Führungskräften erschwert nach Deutschland zu kommen, 
restlos und zügig abgebaut werden. Die aktuellen Visa- und Verwaltungsverfahren dauern viel zu lang. 
Eine digitale Bundesagentur für Fachkräfteeinwanderung, richtig aufgesetzt, würde hier die notwendige 
Beschleunigung erzielen. Um die Vergütungsattraktivität zu steigern, braucht es zudem befristete Ein-
kommensteuervergünstigungen für ausländische Fachkräfte. 
 

    

„Schnellere und digitale Pro-
zesse für Erwerbszuwanderer. 
Dazu richten wir eine digitale 
Bundesagentur für Einwande-
rung („Work-and-Stay-Agen-
tur“) ein. Fachkräfte erhalten so 
Service aus einer Hand: von der 
Anwerbung und Arbeitsplatz-
vermittlung über die Prüfung 
der Einreisevoraussetzungen 
und Visavergabe bis hin zum 
Aufenthaltstitel.“ 
 
„Kurze Wege, große Wirkung. 
Wir sorgen dafür, dass für 
Gründungen, Betriebsummel-
dungen und -aufgaben nur 
noch eine Stelle zuständig ist. 
Durch diese Bündelung von Zu-
ständigkeiten reduzieren wir die 
Hürden für Startups und stär-
ken Deutschland als Standort 
für Innovationen.“ 

„Wir wollen das Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz un-
bürokratisch umsetzen und 
beständig weiterentwi-
ckeln, damit qualifizierte 
Arbeitskräfte einfacher und 
schneller nach Deutschland 
kommen können. Mit kla-
ren Regeln, einer verein-
fachten und schnelleren An-
erkennung von Qualifikatio-
nen und Abschlüssen und 
fairen Anwerbeabkommen 
schaffen wir dafür die 
Grundlage.“ 

„Damit sich Fach- und Ar-
beitskräfte für unser Land 
entscheiden, stellen wir 
nach Jahrzehnten der Ab-
schottung unseres Ar-
beitsmarktes endlich die 
Digitalisierung der Visa-
vergabe vom Kopf auf die 
Füße. Das heißt: Visa 
komplett zu digitalisieren 
und Wartezeiten zu ver-
kürzen. 

„Deutschland muss für die 
besten Arbeitskräfte aus 
aller Welt attraktiv sein. 
Wir wollen, dass Men-
schen, die bei uns arbei-
ten wollen, ihr Arbeitsvi-
sum online beantragen 
können und dafür nur ei-
nen Ansprechpartner 
brauchen.“ 

„Wir wollen, dass Menschen, 
die in den deutschen Arbeits-
markt einwandern wollen, 
nur noch mit einer staatlichen 
Stelle zu tun haben. Um einen 
solchen One-Stop-Shop für 
die Einwanderung in den Ar-
beitsmarkt zu schaffen, muss 
der gesamte Visaprozess auf 
den Prüfstand gestellt wer-
den.“ 
 
Hochqualifizierten Fachkräf-
ten wollen wir die Einwande-
rung in den Arbeitsmarkt wei-
ter erleichtern. Die Europäi-
sche Blue Card wollen wir für 
weitere nicht-akademische 
Fachkräfte öffnen und die un-
praktikablen Verdienstunter-
grenzen abschaffen.“ 
 
„Gerade kleine und mittlere 
Unternehmen sowie Familien-
unternehmen leiden unter der 
Bürokratie. Auch Startups 
und Scale-ups verlieren durch 
bürokratische Hürden Zeit 
und Flexibilität für ihr Wachs-
tum. Deshalb ist Bürokratie-
abbau ein Konjunkturpro-
gramm zum Nulltarif.“ 

 

Fazit: 
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Für eine Vertiefung der Kapitalmarkt- und Bankenunion, um den Zugang zu Risikokapital für Startups zu 
erleichtern, setzen sich alle Parteien ein. Beim Thema Forschungstransfer haben lediglich die CDU/CSU 
und FDP klare Vorstellungen wie das zukünftig besser gelingen kann. Die Forderung des Bündnis 90/Die 
Grünen nach mehr Investitionen in Forschung und Entwicklung ist inhaltlich begrüßenswert, eine Schul-
denfinanzierung über einen Deutschlandfonds überzeugt jedoch nicht. Leidglich die CDU/CSU verspricht 
die Entbürokratisierung im Gründungsprozess und bei der Talentgewinnung aus dem Ausland setzen alle 
Parteien bis auf die SPD auf eine vollständig digitalisierte One-Stop-Lösung. 
 
 

Cybersicherheit 
 
Für die digitale Souveränität Deutschlands ist eine starke Cybersicherheit unverzichtbar. Sie bildet das 
Fundament für eine sichere digitale Transformation, den Schutz unserer Wirtschaft und die Resilienz un-
serer Gesellschaft. Ohne eine verlässliche Cybersicherheitsarchitektur sind weder die Wettbewerbsfä-
higkeit noch das Vertrauen in digitale Technologien und Dienstleistungen gewährleistet. Cybersicherheit 
ist ein entscheidender Faktor für die wirtschaftliche Stabilität, die Innovationsfähigkeit und die soziale 
Teilhabe. 
 
Damit Deutschland eine führende Rolle in der Cybersicherheit einnehmen kann – und das effizient und 
zukunftsgerichtet, empfiehlt der Wirtschaftsrat drei zentrale Punkte: 
 
1. Staatliche Cybersicherheitsarchitektur grundlegend neu denken: Die Digitalisierung erfordert ein 

grundlegendes Umdenken in der staatlichen Cybersicherheitsarchitektur. Es wird empfohlen, eine 
neue, zentrale Cybersicherheitsarchitektur zu entwickeln, die Bund und Länder umfasst und auf Effi-
zienz fokussiert ist. Bestehende Strukturen sollen erhalten, jedoch in einen modernen, schlankeren 
Rahmen integriert werden, um schneller und kosteneffizienter zu agieren. Dies schließt auch die 
Aufstockung der Sicherheitsbehörden bei der Cybersicherheit  mit den notwendigen Befugnissen, 
wie Fachpersonal und moderner Infrastruktur sowie „Security by Design“, ein. 
 

    

„Auf dynamische Entwick-
lungen im Cyberraum rea-
gieren. Wir statten unsere 
Sicherheitsbehörden bei 
der Cybersicherheit mit den 
notwendigen Befugnissen, 
mit Fachpersonal und mo-
derner Infrastruktur aus.  
 
„Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern weiter 
vertiefen. Deshalb bauen 
wir das  
Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik zu 
einer Zentralstelle für Fra-
gen  
der Informations- und Cy-
bersicherheit aus. Es soll 
neben dem Bundesamt für 

„Mit unserer Politik der  
inneren Sicherheit schützen 
wir alle Bürgerinnen und 
Bürger vor Kriminalität, Ge-
walt und Hetze. Wir  
sorgen für einen modernen 
Bevölkerungsschutz, der auf 
die Folgen der Klimaverän-
derung reagiert und  
neue geopolitische Span-
nungen berücksichtigt.“ 
 
{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.} 

„Wir werden  
mit einem Cybersicher-
heitsstärkungsgesetz un-
sere IT-Infrastruktur här-
ten und widerstandsfähi-
ger  
gegen Angriffe machen. 
“ 
 
{Keine tiefergehenden 
Aussagen.} 

„In der Privatwirtschaft und 
bei staatlichen Institutionen 
werden Cyber-Angriffe noch 
immer zu spät  
oder gar nicht erkannt. Des-
halb wollen wir die Cybersi-
cherheit stärken, indem wir 
die staatlichen  
Zuständigkeiten neu ordnen 
und das Prinzip Security by De-
sign vorgeben und Anbieter 
für Schäden  
durch Sicherheitslücken haften 
lassen.“ 
 
„Zu viele  
Behörden auf Bundes- und 
Landesebene sowie in den 
Kommunen überschneiden 
sich bei der  
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Verfassungsschutz und 
dem Bundeskriminalamt 
eine starke dritte Säule der 
Cybersicherheitsarchitektur 
unter Führung des Bundes-
ministeriums des Innern bil-
den..“ 

Erfüllung ihrer Aufgaben. Die 
Generalinventur muss von ei-
nem klaren politischen Willen 
getragen  
sein, die Effizienz und Hand-
lungsfähigkeit des Staates zu 
verbessern, und mit einer  
Föderalismusreform abge-
schlossen werden.“ 
 
 
 
{Keine tiefergehenden Aussa-
gen.} 

 

2. Bessere Transparenz und Kooperation zwischen Staat und Wirtschaft: Der Wirtschaftsrat setzt hier 
u. a. für einen effizienteren Austausch zwischen Staat und Wirtschaft, insbesondere in kritischen Inf-
rastrukturen und mit kleinen sowie mittelständischen Unternehmen (KMUs), ein. Es wird empfoh-
len, eine zentrale Plattform zur Optimierung des Austauschs zu schaffen, die alle relevanten Akteure 
bündelt. Zudem sollte das BSI personell und organisatorisch aufgestockt werden, um die Implemen-
tierung effizienter Informationsaustausch-Portale zu gewährleisten wie z.B. ein Nationales Cyber-
Abwehrzentrum. 
 

    

„Nationales Cyber-Abwehr-
zentrum und Cyberreserve 
stärken. Wir entwickeln es 
so weiter, dass es in kom-
plexen Schadenslagen bun-
desweit eine Abwehr von 
Gefahren und Angriffen ko-
ordinieren kann. Um das 
große Know-how außer-
halb der Bundeswehr zu 
nutzen, wollen wir die Cy-
ber-Reserve stärken.“ 
 
„Wir sorgen dafür, dass 
insbesondere der Mittel-
stand besser informiert und 
sensibilisiert ist. Wegen ih-
rer Innovations- und Wirt-
schaftskraft sind mittel-
ständische Unternehmen 
begehrte Angriffsziele in-
ternationaler  
Konkurrenten, fremder 
Nachrichtendienste und 
Krimineller. Für die Cyber-
maßnahmen  
kleiner und mittlerer Unter-
nehmen schaffen wir steu-
erliche Anreize und güns-
tige Finanzierungen“ 

„Wir schützen unsere kriti-
sche Infrastruktur, stärken 
die  
Cybersicherheit und verteidi-
gen unser Land vor hybrider 
Kriegsführung und Sabotage 
durch feindliche  
Akteure.“ 
 
„Wir wollen unser Land noch 
besser wappnen gegen (hyb-
ride) Angriffe auf unsere kri-
tische Infrastruktur  
und vor Desinformations-
kampagnen.“ 
 

{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.}  

 

„Das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informati-
onstechnik muss eine stär-
kere  
Rolle beim Schutz digitaler 
Infrastruktur bekommen  
und zur Zentralstelle aus-
gebaut werden.“  
{Keine tiefergehenden 
Aussagen.}  
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3. Cybersecurity „Made in Germany“ 
Deutschland hat das Potenzial, ein führender Standort für Cybersicherheitslösungen zu werden, 
nutzt jedoch oft nicht die vorhandene Innovationskraft und Gründungsbereitschaft. Zudem sollte die 
Unterstützung von Startups durch gezielte Mittel-Allokation und die Modernisierung der staatlichen 
Beschaffungsvorgaben vorangetrieben werden, um die Marktreife schneller zu erreichen und eine 
breitere Marktdurchdringung zu fördern. 

 
 

    

„Cybersicherheit „Made in 
Germany“. Unser Ziel ist, 
dass Deutschland Welt-
marktführer  
für sichere IT-Lösungen und 
attraktiver Standort für in-
novative Unternehmen der 
Cybersicherheit wird.“ 
 
„Mehr Tempo bei Ausgrün-
dungen. Mit den relevan-
ten Akteuren erarbeiten 
wir Musterverträge für 
Ausgründungen sowie für 
Kooperationen mit Startups 
und bereits etablierten  
kleinen und mittleren Un-
ternehmen.“ 

„Made in Germany – was 
war und ist das für ein schö-
nes Qualitätssiegel. Und das 
soll noch lange, lange so  
bleiben. Deutschland ist zu 
einem Spitzenreiter im Welt-
handel mit den Motoren und 
Maschinen des  
20. Jahrhunderts geworden. 
Wir wollen, dass Made in 
Germany auch bei den Tech-
nologien des 
21. Jahrhunderts Weltspitze 
bleibt“ 
 
{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.} 

„Wir werden die Digitali-
sierung der Wirtschaft und  
die Entwicklung von digi-
talen Geschäftsmodellen  
erleichtern. Dazu wollen 
wir die Anwendung von  
Künstlicher Intelligenz (KI), 
die Etablierung robuster 
Cybersicherheitsstandards 
sowie die Stärkung  
digitaler Kompetenzen in 
Unternehmen gezielt  
fördern“ 

{Keine tiefergehenden 
Aussagen.} 

„Wir wollen Kompetenzen und 
Knowhow zu Soft und Hard-
ware in Europa und Deutsch-
land aufbauen“ 
 
{Keine tiefergehenden Aussa-
gen.} 

 

 
Fazit: 
Im Vergleich der Wahlprogramme im Bereich Cybersicherheit zeigt sich eine unterschiedliche Gewich-
tung zwischen staatlicher Regulierung und marktwirtschaftlichen Lösungen. Die Grünen setzen auf 
starke staatliche Maßnahmen zur Bekämpfung von Desinformation und zur Härtung der IT-Infrastruktur, 
lassen jedoch privatwirtschaftliche Innovationen und konkrete Marktförderungen unberücksichtigt. Die 
SPD fokussiert sich ebenfalls auf den Schutz kritischer Infrastrukturen, bietet jedoch keine detaillierten 
Ansätze für innovative oder marktbasierte Lösungen. Im Gegensatz dazu verfolgt die FDP einen klar 
marktwirtschaftlichen Ansatz und setzt auf private Verantwortung durch Security-by-Design und Anbiet-
erhaftung, was ihre Cybersicherheitsstrategie proaktiv und innovationsorientiert macht. Die CDU bietet 
mit einem umfassenden Konzept aus staatlicher Struktur und wirtschaftlicher Kompetenz eine ausgewo-
gene Lösung, die sowohl auf nationale Sicherheitsarchitekturen als auch auf die Förderung der IT-Sicher-
heitswirtschaft setzt. Insgesamt lassen sich deutliche Unterschiede in der Ausrichtung auf staatliche 
Kontrolle versus marktwirtschaftliche Ansätze erkennen, wobei die CDU und FDP jeweils die ambitio-
niertesten und umfassendsten Konzepte präsentieren. 

 
 
Digitale Infrastruktur 
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In einer zunehmend digitalisierten Gesellschaft ist der schnelle und flächendeckende Ausbau digita-ler 
Infrastrukturen wie Breitband und Mobilfunk von zentraler Bedeutung für Wettbewerbsfähigkeit,  
Innovation und gesellschaftliche Teilhabe. Angesichts komplexer Genehmigungsprozesse und un-ein-
heitlicher regulatorischer Rahmenbedingungen müssen Hindernisse im Ausbau digitaler Netze abgebaut 
werden. Standardisierte Verfahren und Normen sowie ein rechtlicher Rahmen, der die Priorisierung des 
Netzausbaus im überragenden öffentlichen Interesse verankert, sind essenziell.  
Durch eine bundesweite Vereinheitlichung, Beschleunigung der Prozesse und die gezielte Förderung  
unterversorgter Regionen sollen digitale Infrastrukturen schneller und effizienter bereitgestellt werden.   
 
Damit Deutschland endlich Tempo beim flächendeckenden Ausbau von digitalen Infrastrukturen ge-
winnt, stehen für den Wirtschaftsrat drei zentrale Punkte im Fokus: 
 

1. Standardisierung als Grundlage vereinfachter Zulassungsverfahren bei Kabelverlegungen und  
Funktechnologien: Der Wirtschaftsrat fordert einheitliche Prozesse und Normen zur Vereinfachung 
von Genehmigungen für digitale Infrastruktur wie Breitband und Mobilfunk-Antennen. Dies erleich-
tert den Markteintritt neuer Anbieter, fördert Innovationen, beschleunigt Verfahren und stärkt den 
Wettbewerb. 
 
 
 
 
 
 

    

„Staatliche Effizienz stei-
gern, Regionalität und Bür-
gernähe stärken. Wir lösen 
die Herausforderungen ei-
ner technischen und digita-
len Standardisierung im 
Bundesstaat.“  
 
 

 „Eine digitale Infrastruktur 
auf der Höhe der Zeit ist 
unverzichtbar für  
wirtschaftliche Innovation 
– genauso wie für gesell-
schaftliche Teilhabe. Und 
das heißt: Glasfaser in  
Stadt und Land und Mobil-
funk ohne Funklöcher. Mit  
digitalen Standards kön-
nen regionale Wirtschafts-
kreisläufe verbunden und 
gestärkt werden“ 

„Wir beschleunigen  
Genehmigungsverfahren, schaf-
fen überflüssige Umweltgutach-
ten ab und geben dem Woh-
nungsbau  
Vorrang“ 

 

2. Sonderrecht zur beschleunigten Umsetzung des Netzausbaus im überragenden öffentlichen In-
teresse (Beschleunigungs-Gesetz): Der Wirtschaftsrat macht sich für ein wirksames Beschleuni-
gungs-Gesetz stark sowie ein darin enthaltenes Sonderrecht, dass bürokratische Hürden redu-
ziert, Genehmigungen vereinfacht und Verfahren insbesondere in unterversorgten ländlichen Re-
gionen beschleunigen soll. Bundesweit einheitliche Regelungen, weitgehende Genehmigungsfrei-
heit und Genehmigungsfiktionen sollen den Ausbau digitaler Infrastruktur priorisieren. Ziel ist 
eine leistungsstarke, flächendeckende Versorgung, die digitale Teilhabe, Wettbewerbsfähigkeit 
und Innovation stärkt. 
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„Wir wollen schnellstmög-
lich ein wirksames Be-
schleunigungs-Gesetz auf 
den Weg bringen und den 
Genehmigungsturbo zün-
den. Dazu gehört insbeson-
dere, bis zur Erreichung al-
ler Ausbauziele sowohl den 
Mobilfunk als auch den 
Glasfaserausbau in das 
überragende öffentliche In-
teresse zu stellen“ 

„Baukosten müssen ge-
senkt und Verfahren be-
schleunigt werden. Un-
ser Ziel: Der Bürokratie-
abbau muss  
fortgesetzt werden und 
die Bauverwaltung einen 
Digitalisierungsschub er-
halten.“ 

„Deutschland braucht 
schnelles Internet in Stadt  
und Land. Wir werden bes-
sere Rahmenbedingungen  
für den privatwirtschaftli-
chen Ausbau von Glasfaser 
und 5G-Mobilfunk setzen, 
indem wir Genehmigungs-
prozesse beschleunigen, al-
ternative Verlegemethoden 
erleichtern und Open Access 
fördern“ 

„Wir setzen uns dafür ein, 
dass  
sowohl Mobilfunk- auch Glas-
faserausbau überragendes öf-
fentliches Interesse im  
Telekommunikationsnetzaus-
baubeschleunigungsgesetz 
des Bundes werden.“ 

 

3. Vereinfachung der Genehmigungsverfahren und regulatorischen Vorgaben für Gigabitausbau und digi-
tale Infrastruktur zur Senkung bürokratischer Hürden: Genehmigungsfristen und Prozesse sollen durch 
einheitliche Standards, geringeren bürokratischen Aufwand und eine „Genehmigungsfiktion“ bei Frist-
überschreitung verkürzt werden (mindestens halbiert). Zudem soll der Fokus auf Frequenzverlängerun-
gen statt auf kostspielige Auktionen gelegt werden, um den Netzausbau zu fördern. 

 

    

„Wir wollen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren be-
schleunigen – gerade bei 
Bau, Verkehr und digitalen 
Infrastrukturen“ 

„Zuviel Bürokratie und  
fehlende Digitalisie-
rung verlängern Pro-
zesse und Entschei-
dungswege“ 

„Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren haben wir 
stark beschleunigt.“  
 
 
 
{Keine tiefergehenden Aus-
sagen.} 

„Unser  
Ziel ist, die Planungszeiten für 
alle Infrastrukturprojekte min-
destens zu halbieren. Das gilt 
auch für  
den digitalen Raum. Ohne eine 
leistungsfähige digitale Infra-
struktur funktioniert unser 
Land nicht." 
 
 

 
 
 
Fazit: 
Im Bereich der digitalen Infrastruktur zeigen die Wahlprogramme unterschiedliche Schwerpunkte und 
Strategien. Die Grünen setzen auf den Ausbau von Glasfaser- und Mobilfunknetzen, wobei sie diese mit 
Zielen wie Klimaschutz und gesellschaftlicher Teilhabe verknüpfen. Obwohl die Idee der regionalen 
Wertschöpfung ambitioniert ist, bleibt unklar, wie der Ausbau finanziert und effizient umgesetzt werden 
soll, was den praktischen Nutzen infrage stellt. Die SPD hingegen betont die Relevanz digitaler Infra-
struktur für den europäischen Binnenmarkt, bietet jedoch keine klare nationale Strategie oder konkrete 
Maßnahmen für den Ausbau von Netzen und Rechenzentren auf kommunaler Ebene. Die FDP verfolgt 
einen pragmatischen Ansatz, indem sie ein eigenes Bundesministerium für Digitalisierung fordert, das 
als zentrale Instanz die digitale Transformation koordinieren soll. Dieser Fokus auf strukturelle Neuaus-
richtung und klare Prioritäten für den Ausbau veralteter Infrastrukturen zeigt eine zukunftsorientierte 
Haltung. Die CDU wiederum verfolgt einen umfassenden Ansatz, der digitale Souveränität und europäi-
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sche Wettbewerbsfähigkeit in den Mittelpunkt stellt. Der Ausbau einer europäischen Cloud und von Re-
chenkapazitäten zeigt eine klare strategische Ausrichtung, die die digitale Infrastruktur als entscheidend 
für Freiheit und Sicherheit in Europa begreift. Insgesamt lassen sich unterschiedliche Ausprägungen von 
Innovation und Strategie erkennen, wobei die FDP und CDU die konkretesten und strategisch ausgereif-
testen Konzepte bieten. 
 
 

 

Die Stimme der Sozialen 

Marktwirtschaft 


